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Artikel I
(1) AIs Dienstgeber der Angestellten der Kammern der gewerb-

lidren Wirtschaft gilt gemäß §§ 59 und 72 HKG die Bundeskammer
der gewerblidren Wirtsdraft. Sämtlictre Besdrlüsse das Personal be-
treffend werden von dem bei der Bundeskammer gebildeten Bundes-
personalausschuß gefaßt, dem die Mitglieder des Präsidiums der
Bundeskammer sowie die Präsidenten der Landeskammern an-
gehören. Besdrlüsse betreffend jene Angehörigen des Personals, die
in dem Bereich einer Landeskammer verwendet werden, können nur
im Einvernehmen mit dem Präsidium dieser Kammer gefaßt werden.

(2) Die Dienstverhältnisse der Angestellten der Kammern der ge-
werblidren Wirtsdraft werden durdr

A. die Dienstordnung,
B. die Besoldungsordnung,
C. die Diätenordnung,
D. die Pensionsordnung

geregelt. Soweit diese Ordnungen keine oder keine günstigeren Rege-
lungen enthalten, gelten die Bestimmungen des Angestelltengesetzes.

(3) Die Bestimmungen hinsidrtlidr des Pensionsfonds sind geson-
dert im Pensionsfondsregulativ festgelegt.

A. Dienstordnung

I. Allgemeine Bestimmungen

§1
Die Dienstordnung enthält die allgemeinen Bestimmungen über

das DienstverhäItnis der Angestellten der Kammern der gewerb-
lichen Wirtsdraft und handelt demnach:

a) von den Anstellungserfordernissen,
b) von den Dienstpflidrten,
c) von den aus dem Dienstverhältnis entspringenden Rechten,
d) von den Folgen pflictrtwidrigen Verhaltens,
e) von der Auflösung des Dienstverhältnisses,
f) von der Personalvertretung,
g) von den Standesredrten.

§2

(1) Die Dienstordnung flndet Anwendung auf sämtlidre Angestellte
der Kammern, sofern nicht einzelne Bestimmungen ausdrücklich nur
für eine bestimmte Gruppe von Angestellten gelten oder ein Sonder-
dienstvertrag vereinbart wurde.
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(2) Die Angestellten werden nach folgenden Gruppen unter-
sdtieden:

1. Pragmatisctre Angestellte (Angestellte in unkündbarem Dienst-
verhältnis mit Ruhegenußzusicherung) ;

2. Vertragsangestellte.
(3) Von dem Anwendungsbereidr der Dienstordnung sind alle per-

sonen ausgenoinrrren, die
a) nur zu vorübergehenden oder nebenberuflichen Diensten ver-

wendet werden;
b) als Professionisten, Kraftwagenlenker, Heizer, Reinigungs- und

Hauspersonal, Taglöhner usw.,
c) in Anstalten (Krankenanstalten, Erholungsheimen, Ambulato-

rien usw.) beschäftigt sind sowie das ärztliche personal in sol-
chen Anstalten.

(4) Das Dienstverhältnis der von dem Anwendungsbereich der
Dienstordnung ausgenommenen Personen wird in Anlehnung an die
Bestimmungen und Kollektivverträge gleicher oder verwandter
Berufsgruppen bzw; in Anlehnung an die Gesamtverträge der Sozial-
versicherungsträger über die Beziehungen zu den Arzten geregelt.

§3
Die Angestellten werden in Verwendungsgruppen eingereiht, und

zwar in die Verwendungsgruppe
A des Konzeptsdienstes,
B des I'achdienstes,
C des Kanzleidienstes,
D des Hilfsdienstes.

II. Anstellungserf ordernisse

§4
(1) Für die Anstellung im Dienst der Kammern der gewörblichen

Wirtschaft wird gefordert:
a) die österreidrisdre Staatsbürgerschaft;
b) Unbescholtenheit;
c) einwandfreies politisctres Verhalten, weletres die Gewähr dafür

bietet, daß der Angestellte jederzeit rüd<haltlos für die un-
abhängige demokratische Republik österreich eintreten wird;

d) Besitz der zur Dienstleistung erforderlichen Fähigkeiten und
Kenntnisse;

e) ausreichende Gesundheit; bescheinigt durch ein amtsärztlidres
Zeugnis.
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(2) Besondere Anstellungserfordernisse für die einzelnen Verwen-
dungsgruppen sind:

a) für den Konzeptsdienst (Verwendungsgruppe A) die Absolvie-
rung einer Hodrschule und die erfolgreiche Ablegung der vor-
gesdrriebenen Staatsprüf ungen ;

b) für den Facn-dienst (Verwendungsgruppe B) die erfolgreiche
Absolvierung (Reifeprüfung) einer zur Ausstellung staatsgülti-
ger Zeugnisse berechtigten Mittelsctrule oder einer höheren
Handelsschule, ferner die Kenntnis der Stenographie oder der
kaufmännisdren Buchhaltung ;

c) für den Kanzleidienst (Verwendungsgruppe C) die erfolgreictre
Absolvierung der Unterstufe einer Mittelschule oder einer
Handelsschule, ferner die Kenntnis der Stenographie und des
Maschinschreibens;

d) für den Hilfsdienst (Verwendungsgruppe D) eine ausreichende
Fertigkeit im Lesen, Schreiben und Rechnen, ferner platz-
kenntnis.

(3) Die Angestellten der Verwendungsgruppen A bis C haben, so-
ferne sie nicht schon vor dem 1. Juli 1948 in den Dienst der Kammer
getreten sind, außerdem eine Fadrprüfung vor einer Kommission,
deren Zusammensetzung der Bundespersonalaussdruß der Bundes-
kammer bestimmt, mit Erfo1g abzulegen. Dieser Kommission ist
ein Vertreter des Zentralbetriebsrates beizuziehen. Die prüfungs-
ordnung wird vom Bundespersonalausschuß erlassen.

§5
(1) Ein Anspruch auf pragmatische Anstellung steht den Angestell-

ten der Kammern nicht zu.

(2) Zur pragmatischen Anstellung sind außer den allgemeinen Er-
fordernissen noch nachstehende besondere Erfordernisse zu erfüIren:

a) ein Lebensalter von wenigstens 28 Jahren im Zeitpunkte der
pragmatiscjren Anstellung und von nicht mehr als 4D Jahren im
Zeitpunkte des Diensteintrittes;

b) bei weiblichen Angestellten der ledige oder Witwenstand, bei
verheirateten weiblictren Angestellten die gegebene soziale Not-
wendigkeit;
eine mindestens zehnjährige nach den Bestimmungen des § B

der Pensionsordnung anrechenbare Dienstzeit;
die schriftlidre und unwiderrufliche Erklärung, nactr der prag-
matisierung die Pensionsversidrerung bei der Angestellten-
versicherungsanstalt fortzusetzen. Die Kammer. in deren Be-

c)

d)
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reidr der Angestellte besdräftigt ist, übernimmt im Falle der
freiwilligen Versidrerung die Verpflidrtung, die Hälfte der Ver-
siclrerungsbeiträge zu bezahlen ;

e) die schriftliche und unwiderruflidre Erklärung, die Anrech-
nungsvorsdrriften des § 1 Abs. 2 der Pensionsordnung genaue-
stens einzuhalten.

(3) Mit dem am 1. Jänner 1956 erfolgten Inkrafttreten des AII-
gemeinen Sozialversictrerungsgesetzes, BGBI. Nr. 189/1955, entfällt
das Erfordernis nadr Abs. 2 lit. d.

§6
Ausgeschlossen von der Anstellung sind Personen:
a) die durdr gesetzliche Bestimmungen für unfähig zur Erlangung

eines öffentlidren Amtes oder Dienstes erklärt wurden;
b) die infolge eines Disziplinarerkenntnisses aus einem öffent-

lichen Dienstverhältnis entlassen wurden oder vor Absdrluß
des Disziplinarverfahrens aus dem Dienst gesdrieden sind;

c) die sich in strafgerichtlidrer Untersuctrung befinden;
d) die wegen Verschwendung entmündigt worden sind, so lange

die Entmündigung dauert;
e) über deren Vermögen das Konkurs- oder Ausgleichsverfahren

eingeleitet wurde, so lange dieses Verfahren dauert.

§7
Außer vom Erfordernis der österreidrischen Staatsbürgerschaft

kann von den sonstigen in den §§ 4 und 5 angeführten Erforder-
nissen vom Bundespersonalausschuß der Bundeskammer in beson-
deren Ausnahmefällen eine Nadrsidrt gewährt werden.

§8
(1) Die Bewerber um Stellen im Dienst der Kammern der ge-

werblichen Wirtschaft haben in ihren Gesudren ihre allgemeine und
besondere Befähigung für diese nachzuweisen.

(2) Verheiratete Bewerber haben in ihren Gesuchen auch das Alter
ihrer Gattin und die Zahl sowie das Alter ihrer Kinder anzugeben.

§e
Die Systemisierung sämtlidter Dienststellen aller Organisationen

der gewerblichen Wirtsdraft (Dienstpostenplan) sowie ihre Beset-
zung, insbesondere aber jede pragmatisdre Anstellung, erfolgt durch
den Bundespersonalaussdruß der Bundeskammer im Einvernehmen
mit den beteiligten Präsidien der Kammern.
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§10
(1) Naü Maßgabe der zur Besetzung gelangenden Dienstposten

wird jeder neue Angestellte der nadr § 4 seiner Vorbildung ent-
spredrenden Verwendungsgruppe zugeteilt.

(2) Für die Einreihung innerhalb der Dienstklassen gilt § 5 der
Besoldungsordnung.

§11
Bei den Aufnahmen von Vertragsangestellten ist ein Dienstvertrag

auszufertigen, in welctrem die sdremamäßige Einstufung und die
Anwendung der Dienstordnung (§ 59 Abs. 4 HKG) ersidrtlidr zu
machen sind.

§12
Die pragmatische Anstellung im Dienste der Kammern der ge-

werblidren Wirtsdraft (das ist die Erklärung des Dienstverhältnisses
zu einem unkündbaren mit Zusictrerung eines Ruhegenusses) erfolgt
durch den Bundespersonalausschuß. Jeder pragmatisctre Angestellte
hat ein Dekret zu erhalten, aus dem das Inkrafttreten der Prag-
matisierung und die für die Ruhegenußbemessung zum Zeitpunkt
der Pragmatisierung anrechenbare Dienstzeit ersichtlictr sind.

§13
(1) Jeder Angestellte hat bei seinem Dienstantritt eine Angelobung

zu leisten. Die Angelobung hat die Versidrerung
a) des dienstlidren Gehorsams gegen die Dienstvorgesetzten,
b) der gewissenhaften Pflictrterfüllung im Dienste und
c) der Wahrung des Dienstgeheimnisses zu enthalten.
(2) Über die Angelobung wird ein Protokoll ausgefertigt, welches

zum Personalakt zu nehmen ist.

§14
Für die Übernahme des Personals der bis 31. Dezember 1946 be-

standenen Kammern für Handel, Gewerbe, fndustrie, GeId- und
Kreditwesen gelten die Bestimmungen des § 72 HKG.

' IIf. Dienstpflietrten

§15
(1) Sämtlidre im Bereich einer Kammer bei den Organisationen

der gewerblictren Wirtsdraft bescträftigten Angestellten unterstehen
in dienstrechtlicher Beziehung aussctrließIidr dem Präsidenten der



Kammer. Sie empfangen vom Kammeramtsdirektor (Generalsekre-
tär) entweder durdr eine generelle Instruktion (Geschäftseinteilung)
oder fallweise ihre Dienstzuweisung. Innerhalb seines Geschäfts-
kreises obliegt die Dienstzuweisung auch jedem Vorgesetzten.

(2) Die disziplinäre Abhängigkeit des Angestellten vom Obmann
der Körperschaft, bei der er verwendet wird, sowie die sictr hieraus
ergebende Verpflichtung, Weisungen entgegenzunehmen und zu er-
füllen sowie insbesondere Beschlüsse von Organen dieser Kör'per-
schaften zu erfüIlen, bleiben unberührt.

§16
Die Angestellten haben dem Präsidenten, den Mitgliedern der

Kammern sowie ihren Vorgesetzten mit gebührender Adrtung zu
begegnen und sich wechselseitig im Dienst entgegenkommend und
gefällig zu erweisen.

§17
Im Verkehr mit Parteien wird den Angesteilten ein höfliches und

zuvorkommendes Betragen zur Pflicht gemacht.

§iB
(1) Die Normalarbeitszeit wird im Ausmaß der jeweils geltenden

gesetzlidren Bestimmungen festgelegt. Im Bedarfsfall kann bei An-
gestellten der Verwendungsgruppe D die Normalarbeitszeit nach
Maßgabe der gesetzlidren Bestimmungen verlängert werden.

(2) Jeder Angestellte ist verpflichtet, die vorgeschriebenen Amts-
stunden einzuhalten. Die Amtsstunden werden durctr Instruktionen
des Präsidenten vorgesdrrieben. Das Ausmaß und die Einteilung der
Amtszeit in den Tagesstunden ist vom Präsidenten im Einvernehmen
mit den Obmännern der Fachkörpersdraften nach Anhörung der
Personalvertretung f estzusetzen.

(3) Jeder Angestellte ist ferner verpflichtet, an Sitzungen teil-
zunehmen, wenn dies mit Rücksicht auf seine Dienstobliegenheiten
oder Dienstzuweisung erforderlich ist.

(4) Atle Angestellten haben, wenn es der Dienst erfordert, über
Auftrag auch über die Normalarbeitszeit hinaus im Rahmen der ge-
setzlichen Bestimmungen zu arbeiten. Die Berechtigung zur Er-
teilung eines derartigen Auftrages bestimmt der Kammeramtsdirek-
tor (Generalsekretär). Für die Leistung der Mehrarbeit haben die
Angestellten der Verwendungsgruppe D allgemein, die Angestellten
der Verwendungsgruppe C in den Dienstklassen VI, VII und VIII
und die Angestellten der Verwendungsgruppe B in den ,Dienst-

ö

klassen VI und VII Anspruch auf eine besondere Vergütung. Den
Angestellten der Verwendungsgruppe A sind für Mehrleistungen
keine Überstunden zu vergüten.

(5) Außer dem Fall einer Krankheit oder eines anderen begrün-
deten Hindernisses darf kein Angestellter ohne Bewilligung (Urlaub)
aus dem Amt wegbleiben.

(6) Die Verhinderung, den Dienst zu versehen, muß von dem An-
gestellten seinem unmittelbaren Vorgesetzten ungesäumt angezeigt
werden; bei einer 1änger als drei Tage dauernden Krankheit ist ein
ärztliches Zeugnis beizubringen.

(7) Wiederholt unentschuldigte Versäumung von Dienststunden
oder ungerechtfertigtes Fernbleiben vom Dienst ist ein Dienst-
vergehen.

§19

(1) Die Angestellten haben im allgemeinen an jeder Stelte, die sie
bekleiden, den damit verbundenen Geschäften und Verrichtungen
in ihrem ganzen Inhalt und Umfang nach bestem Wissen, mit voller
Kraft und unausgesetztem Fleiß zu obliegen, dabei die einschlägigen
Vorschriften sowie die von den Vorgesetzten gegebenen Anordnun-
gen genau zu befolgen und ihre Arbeiten mit tunlichster Raschheit
und zu rechter Zeit zu vollenden.

(2) Die besonderen Obliegenheiten der Angestellten, welche ihnen
nadr Maßgabe ihrer Stellung zukommen, und ihr diesfälliges Ver-
halten werden durch eigene Instruktionen geregelt.

§20

Jeder Angestellte ist verpflichtet, außerordentlichenfalls und zeit-
weilig neben oder an Stelle der Erfüllung seiner gewöhnlichen Ob-
liegenheiten sich zu anderen, seiner Dienststellung und Vorbildung
entsprechenden zumutbaren Leistungen im Dienst der Kammern
verwenden zu lassen.

§21
(1) Sänitliche Angesteilte haben sich jeder Mitteilung über das-

jenige, was ihnen in Ausübung ihres Dienstes bekannt wird, zu ent-
halten und sind zur strengsten Geheimhaltung verpflichtet. Aus-
künfte über solche Vorgänge und Tatsachen gegenüber Behörden
und Gerichten bedürfen der ausdrücklichen Genehmigung durch den
Dienstvorgesetzten.

(2) Auskünfte an die Mitglieder der Kammern und Parteien dürfen
nur von den hiezu befugten Angestellten, Auskünfte aus Akten der
Behörde überdies nur mit Zustimmung dieser Behörden erteilt
werden.
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§22

Veröffentlidrungen aus dem mündlidren oder sdrriftlichen Dienst-
verkehr sowie aus den aufbewahrten Dienstakten in Drucksdrriften
oder anderen, diesen gleidr gehaltenen Sdrriften ohne Bewilligung
des Präsidenten sind den Angestellten untersagt.

§23

Jeder Angestellte hat sidr bei Ausübung seines Dienstes einer
Beeinträdrtigung der Parteien, einer eigennützigen oder parteiisdren
Handlung zu enthalten und darf sidr für seine Dienstleistung weder
ein Gesctrenk nodr einen sonstigen Vorteil zuwenden oder zusidrern
lassen.

§24

(1) Den Angestellten sind Nebenbesdräftigungen außer dem Dienst
insoferne gestattet, als sie der Würde des Amtes nidrt widerstreiten,
ihrer Art und Besdraffenheit nach nidrt zum Nachteil des Dienstes
sind, die volle Unbefangenheit des Angestellten im Dienst nicht
beeinträdrtigen und der Erfüllung seines Dienstes keinerlei Abbruch
tun.

(2) Von der Übernahme einer Nebenbescträftigung ist die Anzeige
an das Präsidium zu erstatten, welctrem das Recht zusteht, nach An-
hörung der Personalvertretung die Nebenbesdtäftigung zu unter-
sagen, wenn sie einer der im vorhergehenden Absatz aufgestellten
Voraussetzungen nidrt entspridrt.

(3) Kommen nachträglidr Umstände zur Kenntnis des Kammer-
präsidiums, aus denen hervorgeht, daß die Nebenbesdräftigung mit
der Stellung des Angestellten nidrt vereinbar ist, so hat das Präsi-
dium die erteilte Erlaubnis nactr Anhörung der Personalvertretung
zu widerrufen.

§25

Die Vorgesetzten haben für eine entspreetrende und geredrte Ver-
teilung der Arbeiten unter die ihnen untergeordneten Angestellten
zu sorgen, den ganzen Gesdräftsgang zweckmäßig zu leiten, die Er-
füllung der Dienstobliegenheiten dieser Angestellten und deren
dienstliches Verhalten überhaupt zu überwadeen, auf die genaue
Beobachtung der Vorsdrriften und Einhaltung der Instruktionen zu
dringen und auf die sorgsame, aber auch rasdre Vemichtung der
Gescträfte zu sehen. Sie sind für die gesamte Gesdräftsgebarung der
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ihnen Unterstehenden verantwortlidr und haben über Dienst-
vergehen sowie über ungeadrtet vorhergegangener Mahnung und
mündlidrer Rüge fortgesetzte Ordnungswidrigkeiten die Anzeige an
den Kammeramtsdirektor (Generalsekretär) zu erstatten.

' §26

Die Vorgesetzten sind verpflictrtet, ihren Untergebenen anständig
zu begegnen, deren Leistung mit gewissenhafter Gerechtigkeit zu
beurteilen und die von ihnen über Befähigung und Verhalten ab-
geforderten Gutachten und insbesondere Besetzungsvorschläge mit
strenger Unparteilidrkeit zu erstatten.

§27

Jeder Angestellte hat der mit der Führung der personalakten be-
trauten Stelle die instruktionsmäßigen Daten bekanntzugeben und
die hiezu erforderlidren Belege beizubringen.

§28

Über alle Anliegen und Besctrwerden der Angestellten entscheiden,
sofern in der Dienstordnung nidrt etwas anderes vorgesehen ist, nach
Anhörung der Betroffenen zunädrst die nach der Dienstzuweisung
hiezu berufenen Vorgesetzten, weiterhin der Kammeramtsdirektor
(Generalsekretär).

IV. Aus dem Dienstverhältnis entspringende ßechte

§2e
(1) Ein Anspruch auf einen Titel kommt den Angestellten nur dann

zu, wenn sie auf einem Dienstposten verwendet werden, mit wel-
chem eine in der Gesdräftsordnung festgelegte Dienstbezeidrnung
verknüpft ist.

(2) HinsichUich des dienstlichen Verhältnisses der Angestellten
untereinander ist die Dienstzuweisung maßgebend (§ 15).

§30

Die Bezüge und Ruhegenüsse der Angestellten sind durch die Be-
soldungs-, Diäten- und Pensionsordnung geregelt.
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§31

(1) Der Urlaubsanspruch richtet sich nach den Bestimmungen des
Angestelltengesetzes. Wenn nicht in den Dienstverhältnissen be-
gründete außerordentliche Umstände eintreten, haben jedoch nach
einer halbjährigen Dienstzeit die Angestellten der Verwendungs-
gruppe A Anspruch auf einen alljährlideen Urlaub in der Dauer
von mindestens 24 Werktagen.

(2) Die Einteilung der alljährlichen Urlaube und der Zeitpunkt
des Antritts isi unter Berücksichtigung der Diensterfordernisse vom
Kammeramtsdirektor (Generalsekretär) zu bestimmen.

(3) Der Präsident ist berechtigt, auf Antrag des Kammeramts-
direktors (Generalsekretärs) über das Mindestmaß hinausgehende
Erholungsurlaube zu erteilen.

(4) Über begründetes Ansuchen kann einem Angestellten vom
Bundespersonalausschuß über Antrag des Präsidiums ein Urlaub
gegen Karenz aller Bezüge bis zu einem Höchstausmaß von zwei
Jahren bewilligt werden. Durch eine derartige Beurlaubung wird
der Lauf der Dienstzeit, insbesondere audr in Ansehung der für die
Ruhegenußbemessung anrechenbaren Zeil, gehemmt und die Zeit-
vorrückung des Beurlaubten ausgeschlossen.

§32

(1) Hinsichtlich der Sozialversicherung der Angesteilten gelten die
gesetzlichen Bestimmungen sowie die Bestimmungen des § 5 Abs. 2

lit. d) dieser Dienstordnung.
(2) Jeder pragmati.sche Angestellte hat für den Fall der Arbeits-

losigkeit, jeder weibliche pragmatische Angestellte darüber hinaus
während des Karenzurlaubes aus Anlaß der Mutterschaft Anspruch
auf Ersatzleistung in einem dem Arbeitslosenversicherungsgesetz
1958 in der jeweils geltenden Fassung gleichwertigen Ausmaß unter
den in diesem Gesetz angeführten Voraussetzungen. Die Ersatz-
leistung kann nur dann gewährt werden, wenn kein Anspruch auf
Ruhegenuß nach der Pensionsordnung besteht.

V. Folgen pflichtwidrigen Verhaltens

§33

(1) Sämtiiche Angestellten der Organisationen der gewerblichen
Wirtschaft unterstehen in disziplinärer Hinsicht dem Obmann (Prä-
sidenten) der Körperschaft, bei der sie verwendet werden.

(2) Angestellte, welche ihre Pflidrten verletzen, werden mit Ord-
nungs- oder mit Disziplinarstrafen belegt, je nachdem sich die
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Pflichtverletzung als eine bloße Ordnungswidrigkeit oder mit Rück-
sieht auf ihre Schwere oder die nadrteiligen Folgen oder ihre Wie-
derholung als Dienstvergehen darstellt.

(3) Ats Dienstvergehen werden insbesondere angesehen: Wider-
setzlichkeit im Dienst, Dienstverweigerung, wiederholt unentschul-
digte Versäumung von Dienststunden oder ungeredrtfertigtes Fern-
bleiben vom Dienst, Mißbraudr der dienstlichen Stellung, gröblidre
Verletzung der Amtsverschwiegenheit, Übertretung der Vorsdtriften
über die Ausübung von Nebenbeschäftigungen (§ 24).

(4) Den Dienstvergehen sind gleich zu achten: unsittlidrer Lebens-
wandel, das Standesansehen oder die persönliche Achtungs- und
Vertrauenswürdigkeit gefährdendes Verhalten außer Dienst und
leichtsinnige und unverhältnismäßige Kreditaufnahme.

(5) Durch Wiederholung werden zu Dienstvergehen Ordnungs-
widrigkeiten, wenn die Wiederholung trotz vorgängigen schriftlichen
Verweises und Androhung ihrer Folgen stattfindet. Solche Ordnungs-
widrigkeiten sind insbesondere: Mangel an Fleiß, Außerachtlassung
der den Vorgesetzten schuldigen Adrtung, standeswidriges, insbeson-
dere das Ansehen der Kammer gefährdendes Benehmen im Dienst.

§34
(1) Ordnungsstrafen sind:

a) die Rüge,

b) der Verweis.

(2) Die Rüge erteilt der Vorgesetzte mündlich, sobald er bei einem
ihm untergeordneten Angestellten Mangel an gehörigem Fleiß oder
überhaupt Unregelmäßigkeiten im Dienst bemerkt, sofern nicht nach
den Bestimmungen dieser Dienstordnung sofort mit strengeren Stra-
fen vorzugehen ist. Die mündlictre Rüge ist in den Standesausweis
nicht einzutragen. Gegen ihre Erteilung ist eine Berufung nidrt zu-
lässig.

(3) Den Verweis erteilt der Kammeramtsdirektor (Generalsekretär)
schriftlictr, wenn entweder die mündlidre Rüge frudrtlos geblieben
ist oder wenn die Ordnungswidrigkeit bedeutender Art oder mit
nachteiligen Foigen verbunden war. Vor Erteilung des sdrriftlichen
Verweises muß dem Angestellten Gelegenheit zur Rechtfertigung
gegeben werden. Gegen den schriftlichen Verweis ist innerhalb von
drei Tagen nach seiner Zustellung die Berufung an den Präsidenten
(Obmann der Körperschaft) zulässig, der über die Aufrechterhaltung
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oder Aufhebung des verweises endgültig entsdreidet. Der sctrriftliche
Verweis ist in den Standesausweis einzutragen; seine Lösctrung er-
folgt auf Grund einer Nachsicht des Kammeramtsdirektors (General-
sekretärs), spätestens aber nach Verlauf von drei Jahren, wenn in
der Zwischenzeit keine neue Ordnungsstrafe verhängt wurde. Der
Personalvertretung steht das Redrt zu, Anträge auf Nachsicht bzw.
Löschung des Verweises zu stellen.

§35
(1) Disziplinarstrafen sind:

a) Der Aufschub der Zeitvorrückung auf bestimmte Zeit oder
überhaupt;

b) die Rückversetzung in eine niedrigere Besoldungsstufe oder
Dienstklasse;

c) die Versetzung in den zeitlidren oder bleibenden Ruhestand
ohne oder mit Verminderung des normalen Ruhegenusses;

d) die Dienstentlassung. Diese Strafe zieht bei einem pragmati-
schen Angestellten den Verlust der Pensionsansprüche für ihn
und seine Hinterbliebenen gegen die Bundeskammer der ge-
werblichen Wirtsdtaft von selbst nach sich.

(2) Wetche von diesen Disziplinarstrafen anzuwenden ist, muß nach
der Größe und der Art des Verschuldens, nach der Schwere des
Vergehens, nactr der Wiederholung von Pflichtverletzungen und nach
dem entstandenen Nachteile beurteilt werden.

§36

(1) Die Dienstentlassung kann gegen einen pragmatisdren An-
gestellten nur dann als Disziplinarstrafe verhängt werden, wenn
eine grobe, das Dienstvertrauen verwirkende Pflidrtverletzung vor-
liegt oder wenn bei sonstigen Dienstvergehen andere Disziplinar-
strafen erfolglos geblieben sind.

(2) Sofern sidr die Pflidrtverletzung des pragmatisdren Angestell-
ten zugleidr als eine strafgesetzlidr verpönte Handlung darstellt, hat
das Disziplinarverfahren zu ruhen, solange das Verfahren beim
Strafgeridrt anhängig ist.

(3) Der Präsident der Kammer der gewerblictren Wirtschaft kann
die Dienstentlassung von Vertragsangestellten audr ohne Einleitung
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eines Disziplinarverfahrens verfügen, wenn widrtige Gründe für die
Auflösung des Dienstverhältnisses im Sinne des § 27 Angestellten-
gesetz vorliegen.

§37

(1) Die Disziplinarkommission erkennt auf eine Disziplinarstrafe
auf Grund eines besonderen Verfahrens (Disziplinarverfahrens) ge-
mäß den folgenden Bestimmungen.

(2) Bei jeder Kammer der gewerblidren Wirtsdraft ist eine Diszi-
pLinarkommission zu bestellen. Sie besteht aus einem Vorsitzenden,
welcher vom Präsidenten der Kammer aus dem Stande der rechts-
kundigen Kammerangestellten berufen wird, und aus vier Beisitzern,
wovon zwei von der Personalvertretung aus dem Kreise der Kam-
merangestellten mit Stimmenmehrheit gewählt, zwei vom Präsiden-
ten aus der Mitte der Kammerfunktionäre berufen werden. Ebenso
ist je ein Ersatzmann zu bestellen.

(3) Der Präsident der Kammer hat einen rechtskundigen Kammer-
angestellten als Disziplinaranwalt sowie einen Ersatzmann zu be-
stellen. Der Disziplinaranwalt hat für die Wahrung der Ehre und
des Ansehens der Kammerangestellten und für eine strenge Erfül-
lung der Dienstpflichten einzutreten.

(4) Die Personalvertretung hat aus dem Kreise der Kammer-
angestellten zwei Beisitzer sowie zwei Ersatzmänner für die Diszi-
plinarberufungskommission (§ 44) zu wählen.

(5) Die von der Personalvertretung zu wählenden Beisitzer sowie
ihre Ersatzmänner müssen eine Dienstzeit von mindestens 10 Jahren
aufweisen und disziplinär unbescholten sein.

(6) Die Mitglieder der Disziplinarkommission, der Disziplinar-
berufungskommission sowie der Disziplinaranwalt sind in Ausübung
dieses Amtes selbständig und unabhängig. Ihre Funktionsdauer be-
trägt 5 Jahre.

(?) Scheidet ein Mitglied der Disziplinarkommission oder der Be-
rufungskommission bzw. der Disziplinaranwalt oder sdreiden Ersatz-
männer dieser Funktionäre aus, so sind für den Rest der Funktions-
dauer neue Funktionäre nach den Bestimmungen der Absätze 2 und 3

zu bestellen

§38

(1) Dem Präsidenten, dem Kammeramtsdirektor (Generalsekretär)
sowie dem Besdruldigten steht das Recht zu, Mitglieder der Diszi-
plinarkommission aus triftigen Gründen als befangen abzulehnen.
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(2) Als befangen kann ein Mitglied insbesondere
Fällen abgelehnt werden:

1. wenn es mit dem Beschuldigten verwandt oder
ist;

wenn es zu dem Besdruldigten nachweisbar in persönlicher
Feindschaft steht;

5. wenn der Beschuldigte zu dem betreffenden Mitgtied in einem
dienstrechtlichen über- oder unterordnungsverhältnis steht,
sofern der Beschuldigte nicJrt der Kammeramtsdirektor (Gene-
ralsekretär) ist;

6. wenn es sich selbst als befangen erklärt und seine Ablehnung
unter Bekanntgabe stictrhältiger Gründe beantragt.

(3) Über den Ablehnungsantrag entsctreidet die Disziplinarkommis-
sion mit absoluter Stimmenmehrheit.

§3e
(1) Das Disziplinarverfahren wird auf Antrag des unmittelbaren

Disziplinarvorgesetzten durch den Kammeramtsdirektor (General-
sekretär) eingeleitet, indem letzterer die Disziplinaruntersuchung
anordnet. Den Antrag auf Einleitung des Disziplinarverfahrens kann
audr der Angestellte selbst stelten. In diesen Fällen hat der Kammer-
amtsdirektor (Generalsekretär) binnen 4 Wochen zu erklären, ob er
die Einleitung des Disziplinarverfahrens beantragt oder nicht.

(2) Die Durchführung der Disziplinaruntersuctrung obliegt dem
Untersuctrungskommissär, das ist ein vom Kammeramtsdirektor
(Generalsekretär) bestellter reehtskundiger Kammerangestellter, in-
sofern aber die Untersuchung gegen den Kammeramtsdirektor
(Generalsekretär) geführt wird, ein vom präsidenten bestimmtes
Kammermitglied.

§40
(1) Der Zweck der Disziplinaruntersuchung ist, den Tatbestand der

Pflichtwidrigkeit, um welche es sich handelt, zu erheben und die
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Sdruld des besdrutdigten Angestellten in ihrem Bestande sowie nach
Art und Grad dergestalt zu ermitteln und festzustellen, daß darüber
ein sidreres und gerechtes Erkenntnis gesdröpft zu werden vermag.

(2) Die Untersuchung hat in der zu dem angegebenen Zwed< ge-
eigneten Art und Weise und mit möglichster Beschleunigung zu ge-
schehen, ohne daß das Verfahren durdr spezielle Vorschriften in
bestimmte Formen eingeengt wäre.

§41

(1) In der Regel sind die Erhebungen und Vernehmungen münd-
lich zu pflegen und darüber Protokolle aufzunehmen; sie können
aber auch im schriftlidren 'Wege gesdrehen. Ebenso dürfen sie nadr
Bedarf im Wege der Requisition durctr andere Behörden und Amter
erfolgen.

(2) Der Besctruldigte muß von den gegen ihn erhobenen Besdrul-
digungen und den darüber vorgekommenen Beweisen und Anzeigen
vollständig und genau in Kenntnis gesetzt und ihm gestattet werden,
sictr dagegen zu verteidigen. Zum Zweck seiner Verteidigung müssen
auch seinerseits verlangte Vernehmungen und Erhebungen jedesmal
gepflogen werden, soweit sie nidrt offenbar unerheblidr und über-
flüssig, daher nur zur unnötigen Verzögerung begehrt, sich dar-
stellen.

(3) Der Beschuldigte hat das Rectrt der unmittelbaren Akten-
einsidrt und kann sidr durch einen Bevoilmädttigten vertreten
lassen.

§42

(1) Nadr Abschluß der Disziplinaruntersuchung hat der Unter-
sudrungskommissär das Ergebnis dem Präsidenten vorzulegen. Der
Untersuchungskommissär kann die Einstellung des Disziplinarver-
fahrens beantragen. Auf Grund eines solchen Antrages kann der
Präsident mit Zustimmung des Beschuldigten die Einstellung des
Disziplinarverfahrens verfügen und allenfalls auctr eine Ordnungs-
strafe verhängen.

(2) Kommt es zu keiner Einstellung des Disziplinarverfahrens, so

übermittelt der Präsident den Disziplinarakt dem Vorsitzenden der
Disziplinarkommission zur Anberaumung der mündlichen Diszipli-
narverhandlung sowie zur Übermittlung des Untersudrungsergeb-
nisses an den Disziplinaranwalt. Die Disziplinarverhandlung ist nicht
öffentlieln. Sie beginnt mit der Darstellung des Sadeverhaltes durdr

in folgenden

verschwägert

wenn es die Anzeige erstattet hat, die zur
plinarverfahrens geführt hat;

wenn es an dem Disziplinarfall persönlich

Einleitung des Diszi-

beteiligt ist;3.
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den Vorsitzenden. Hierauf stellt der Disziplinaranwalt den Straf-
antrag. Der Beschuldigte hat sodann seine Verteidigung vorzubrin-
gen. Die Verhandlung ist nadr den Grundsätzen eines kontradikto-
risdren Verfahrens durctrzuführen, ohne daß ansonsten dem freien
Ermessen der Disziplinarkommission in der Abführung der Ver-
handlung und in der Vornahme von Beweisführungen eine Schranke
gesetzt wäre. Der Besdruldigte vertritt sich entweder selbst oder
läßt sidr durch den von ihm gewählten Bevollmächtigten vertreten.
Nactr Abschluß der mündlidren Verhandlung hat die Disziplinar-
kommission das Erkenntnis zu fäIlen, wobei sie nactr freier Beweis-
würdigkeit vorgeht.

(3) Über die mündlidre Verhandlung ist ein Protokoll aufzuneh-
men. Desgleichen ist ein gesondertes Protokoll über die Beratungen
und Abstimmungen zu führen.

§43

(1) Durdr das Erkenntnis der Disziplinarkommission muß der Be-
sdruldigte entweder von der ihm zur Last gelegten bestimmten
Pflidrtverletzung freigesprochen oder derselben für sctruldig erklärt
werden. Das Erkenntnis hat die Entsdreidungsgründe unter Bezug-
nahme auf die angewendeten Bestimmungen dieser Dienstordnung
und im Falle der Verurteilung zugleidr den Ausspruch über die
Disziplinarstrafe zu enthalten.

(2) Das Erkenntnis über Schuld und Strafe fällt die Disziplinar-
kommission mit absoluter Stimmenmehrheit, wobei sämtliche Mit-
glieder zur Stimmenabgabe verpflidrtet sind. Die Beisitzer aus dem
Stande der Kammerangestellten stimmen zuerst, und zwar zunäctrst
der nach dem Dienstrang Jüngere, ab. Der Vorsitzende stimmt als
Ietzter.

(3) Kommt für eine bestimmte Disziplinarstrafe ein solctrer Be-
schluß nicht zustande, so werden die Stimmen für die strengste
Strafe jener für die nädrst mildere so lange zugezählt, bis sidr für
eine Strafe die absolute Stimmenmehrheit ergibt. Zur Verhängung
der Disziplinarstrafe der Dienstentlassung sind jedodr vier Stimmen
nötig.

(4) Bei der Beschlußfassung über Schuld und Strafe darf außer
den Mitgliedern der Disziplinarkommission nur der Schriftführer
anwesend sein. Das Erkenntnis ist sdrriftlich abzufassen und dem
Besdruldigten zuzustellen.
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§44
Gegen das Erkenntnis kann binnen vier Wodren nactr der Zu-

stellung vom Beschuldigten oder seinem Anwalt die Berufung an
die Disziplinarberufungskommission bei der Kammer, jedoch ohne
hemmende Wirkung, stattfinden. Die Disziplinarberufungskommis-
sion besteht aus dem Präsidium der Kammer und zwei Vertretern
der Kammerangestellten. Die Berufungskommission entscheidet in
vertraulidrer Sitzung endgültig. Den Vorsitz führt der Präsident der
Kammer. Hinsidrtlidr der Stimmenabgabe gilt § 43 Abs. 2.

§45
Jede redrtskräftig gewordene Disziplinarstrafe ist in den Standes-

ausweis des Angestellten einzutragen. Dem Präsidium der Kammer
bleibt das Redrt vorbehalten, redrtskräftig gewordene Diszipli.nar-
strafen nachzusehen. Die Nachsidrt einer Disziplinarstrafe ist gleich-
falls in den Standesausweis einzutragen. Der Personalvertretung steht
das Recht zu, Anträge auf Nachsictrt bzw. Löschung von Disziplinar-
strafen und auf Straferleichterungen zu stellen.

§46

Bei Verhängung der Strafe der Entlassung kann einem pragmati-
schen Angestellten in berüd<sictrtigungswürdigen FäIIen ein jeder-
zeit widemuflidrer Unterhaltsbeitrag bis zum Höctrstausmaß der
Hälfte des Betrages im Disziplinarerkenntnis zugesprochen werden,
der ihm bei seiner Versetzung in den Ruhestand als Ruhegenuß
zugekommen wäre.

§4?

Der Präsident der Kammer kann über Antrag des Kammeramts-
direktors (Generalsekretärs) einen Angestellten, gegen den ein straf-
gerichtlidres oder ein Disziplinarverfahren eingeleitet ist, vorläuflg
vom Dienst entheben, wenn dies mit Rücksictrt auf die Art oder
Schwere des Vergehens angemessen ist. Die vorläufige Dienst-
enthebung kann auctr verfügt werden, wenn gegen den Angestellten
das Entmündigungsverfahren bei Gerictrt eingeleitet wurde. Wäh-
rend der Dauer der vorläuflgen Enthebung vom Dienst werden die
Bezüge des Angestellten auf die Hälfte gekürzt (§ 11 Besoldungs-
ordnung).

§48

Im Falle der vom Dienst enthobene Angestellte infolge der straf-
gerichtlichen Untersuchung oder des Disziplinarverfahrens nicht für
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schuldig erkannt wurde, erhält er auctr den während der vorläufigen
Dienstenthebung eingestellten Gehaltsteil nadrgezahlt.

VI. Aullösung des Dienstverhältnisses

§4e

Das DienstverhäItnis eines pragmatisdren AngestelLten wird außer
im Falle des Todes aufgelöst:

a) durctr die Dienstentsagung,
b) durctr die Versetzung in den zeitlidren oder bleibenden Ruhe-

stand,
c) durdr die Dienstentlassung.

§50

(1) Jeder Angestellte kann ohne Angabe von Gründen seiner An-
stellung entsagen. Das Dienstverhältnis wird jedoch erst einen Monat
naclr der Mitteilung der Dienstentsagung gelöst, voraus§esetzt, daß
der Entsagende vorher alle ihm aus dem DienstverhäItnis erwach-
senden Verbindlidrkeiten erfüIlt hat.

(2) Die Dienstentsagung kann auch im Zuge einer gerichtlidren
Strafuntersuchung oder eines Disziplinarverfahrens erfolgen, docJr

wird hiedurctr die Wirkung eines strafgeridrtlictren oder disziplinären
Sdruldsprudres nidrt berührt.

(3) Durdr die Dienstentsagung verliert der Angestellte für sidr und
seine Familienangehörigen alle Rectrte, die mit der Anstellung ver-
bunden sind.

§51

Das Nähere über die Versetzung eines pragmatischen Angestellten
in den zeitlidren oder bleibenden Ruhestand bestimmt die Pensions-
ordnung.

§52

Die Dienstentlassung eines pragmatischen Angestellten erfolgt,
außer als Disziplinarstrafe:

1. soweit kraft Gesetzes mit einer strafgericlrtlictren Verurteilung
wegen eines Verbrechens die Wirkungen des § 26 Abs. 1 lit. d)
Strafgesetz eintreten. Diese Dienstentlassung trj.tt mit Rechtskraft
des Urteiles von Amts wegen ein und wird durch Verfügung des
Kammeramtsdirektors (Generalsekretärs) kundgemacJrt;

2. zufolge rectrtskräftiger Verurteilung wegen einer sonstigen
strafbaren Handlung, soferne sie aus Gründen begangen wurde, die
den Angestellten für das Dienstverhältnis eines Kammerangestellten

2A

unwürdig erscheinen lassen. Ob eine soldre Unwürdigkeit vorliegt,
entscheidet die Disziplinarkommission nadr Anhörung des Diszipli-
naranwaltes und der Personalvertretung ohne weiteres Verfahren
endgültig. Die Entlassung erfolgt durch den Präsidenten der Kam-
mer;

3. wenn nadrträglictr Umstände hervorkommen, welctre gemäß § 6
die Ausschließung von der Anstellung bewirken' Die Feststellung
hierüber trifft der Präsident der Kammer; er verfügt die Entlassung.

§53

Das Dienstverhältnis eines Vertragsangesteilten wird außer dem
Falle des Todes aufgelöst

a) durch Kündigung,
b) durdr vorzeitige Auflösung,
c) durdr die Dienstentlassung.

§54

(1) Die Kündigung von Vertragsangestellten seitens des Dienst-
gebers erfolgt über Beschluß des Bundespersonalausschusses durdr
die Kammer, in deren Bereictr sie beschäftigt siad. Hinsictrtlictr der
Künd.igung und Abfertigung finden die Vorschriften des Angestell-
tengesetzes sinngemäß Anwendung.

(2) Der Bundespersonalausschuß kann die Präsidenten der Karn-
mern ermädrtigen, in ihrem Bereidr besdräftigte Angestellte gegen
nacJrträglidre Kenntnisnahme durch den Bundespersonalausschuß zu
kündigen.

§55

Das Dienstverhältnis kann von jedem der beiden Teile aus wich-
tigen Gründen im Sinne des Angestelltengesetzes vorzeitig gelöst
werden.

§56

Die Dienstentlassung eines Vertragsangestellten ohne Kündigung
kann a1s Disziplinarstrafe oder als Rechtsfolge analog den Bestim-
mungen des § 52 ohne Disziplinarverf,ahren geschehen.

VII. Personalvertretung

§57
Bei jeder Kammer ist lür die Angestellten sämtlicher Organisatio-

nen der gewerblidren Wirtsdraft des Kammerbereiehes eine Perso-
nalvertretung zu erricJrten. Auf die Bildung, die Aufgaben und Be-
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fugnisse, die persönlichen Rechte und Pflidrten der Mitglieder der
Personalvertretung finden die gesetzlictren Bestimmungen An-
wendung.

§58

Bei der Bundeskammer der gewerblidren Wirtsdraft ist zur Wah-
rung der Gesamtinteressen der bei den Organisationen der gewerb-
lichen Wirtsdraft besdräftigten Angestellten eine Zentralpersonal-
vertretung zu errichten. Im übrigen finden die gesetzlichen Bestim-
mungen Anwendung.

V[I. Standesredrte

§5e
Den Angestellten steht es frei, sich zum Sdrutz ihrer wirtschaft-

lichen und beruflidren Interessen zu Vereinigungen zusammen-
zusctrließen oder einer gewerksehaftlictren Vereinigung beizutreten.

Die in Ausübung des Koalitionsrechtes von den Angestellten ge-
schaffenen Vereinigungen gelten den Kammern, den präsidien und
deren Beauftragten gegenüber im Rahmen der Bestimmungen des
§ 57 als Vertreter der in ihnen vereinigten Angestellten.

§60
Wird ein Angestellter in den Nationalrat oder Bundesrat, in einen

Landtag oder in einen Vertretungskörper der Gemeinde seines
Wohnsitzes gewählt oder wird er in die Bundesregierung oder eine
Landesregierung berufen, so wird ihm die zur Ausübung des Man-
dates notwendige Dienstbefreiung gewährt; auch bleibt er im Genuß
der Aktivitätsbezüge, soweit dem nidrt gesetzliche Bestimmungen
entgegenstehen.

§61

Ein Angestellter, der zur Ausübung des Mandates als Mitglied des
Nationalrates oder Bundesrates, eines Landtages, eines Vertretungs-
körpers der Gemeindle seines Wohnsitzes oder als Mitglied einer
Standesorganisation oder der Personalvertretung berufen ist, darf,
soweit er nidrt überhaupt durdr gesetzlidre Bestimmungen gegen
jede disziplinäre Verfolgung gesdrützt ist, aus Anlaß der Ausübung
eines solchen Mandates in keine Disziplinaruntersuchung gezogen
werden.

Für Außerungen oder Handlungen, die im Zusammenhang mit d.er
pflidrtgemäßen Ausübung seines Mandates oder seiner Funktion
stehen, ist er disziplinär nidrt verantwortlictr, es wäre denn, daß er
hiedurdr eine dienstliche Pflidrt verletzt hat.
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B. Besoldungsordnung

§1
Gliederung der Bezüge

Die Bezüge der Kammerangestellten, auf welche die Dienstord-
nung Anwendung findet, werden unterschieden in: Einzelgehalte,
systemisierte Monatsgehalte, nicht systemisierte Zuwendungen,
Naturalbezüge, Bezüge bei Auslandsverwendung, Aufwandsentsdrä-
digungen nadr der Diätenordnung und Ruhe- und Versorgungs-
genüsse nach der Pensionsordnung.

a) Systemisierte Gehalte

§2
Einzelgehalte

Der Generalsekretär und sein Stellvertreter beziehen Einzel-
gehalte, die über Vorschlag des Präsidiums der Bundeskammer der
Bundespersonalausschuß der Bundeskammer festsetzt. Die Zuerken-
nung eines Einzelgehaltes hat die gleictren Redrtsfolgen wie die Ver-
leihung einer Stelle mit systemisierten Bezügen.

§3
Besoldungsschema

(1) Der Monatsgehalt der Angestellten ist nadr dem nadrfolgenden
Besoldungssdrema f estzusetzen :

Dienstklasse Besoldungsstufe Monatsgehalt

Einzelgehalte
gemäß § 2

s 2000,-
s 1900,-
s 1800,-
s 1700,-
s 1600,-
s 1500,-
s 1400,-
s 1600,-
s 1500,-
s 1400,-
s 1300,-
s 1200,-
s 1100,-
s 1000,-

II a
b
c
d
e
f
c
a
b
c
d
e
f
db

III

23



Dienstklasse Besoldungsstufe Monatsgehalt (2) Der Bundespersonalausschuß kann beschließen, daß zur An-
passung an geänderte VerhäItnisse zu den Monatsgehältern des § 2
und des Besoldungssdremas generelle Zuschläge (Teuerungszulagen)
gewährt werden. Entsprectrend der Bestimmung des Artikels II Abs. 2
der Dienstvorschriften erstredren sictr solctre Beschlüsse auch auf
Ruhegenüsse und Versorgungsbezüge.

§4
ZuLagen und Doppelbezüge

(1) In den Dienstklassen I bis III kann neben dem Monatsgehalt
bei Vorliegen besonderer Voraussetzungen vom Bundespersonal-
aussctruß eine besondere, für die Ruhegenußbemessungsgrundtage
anrechenbare Funktionszulage bis zu 2b Prozent des für die Besol-
dungsstufe festgesetzten Monatsgehaltes zuerkannt werden.

(2) Angestellten der Verwendungsgruppe D kann bei einer Ver-
Iängerung der Normalarbeitszeit (§ 18 Abs. 1 Dienstordnung) eine
Mehrleistungszulage vom Präsidium der betreffenden Kammer nach
den Ridrtlinien des Bundespersonalaussctrusses bewilligt werden.

(3) Grundsätzlich können bei gleichzeitiger Verwendung eines An-
gestellten auf mehreren Dienstposten nur die Bezüge aus e i n e r
Verwendung gewährt werden. Doppelbezüge, zum Beispiel wegen
gieidrzeitiger Verwendung auf einem Dienstposten einer Kammer-
abteilung und einem Dienstposten einer Sektion, sind unzulässig.

§5

Einreihung der Angestellten
(1) Die gemäß § 72 HKG übernommenen Angestellten werden

unter Berücksichtigung ihrer bisherigen Verwendung und ihrer bis-
herigen Bezüge in das Besoldungsschema eingereiht.

(2) Die Einreihung neu eintretender Angestellter erfolgt in der
Regel in der untersten Besoldungsstufe der niedrigsten Dienstklasse
ihrer Verwendungsgruppe. Die Einreihung in eine höhere Dienst-
klasse kann vorgenommen werden, wenn anredrenbare Vordienst-
zeiten (§ 3 Abs. 2 Pensionsordnung) gegeben sind.

(3) Es ist vorgesehen:

Für die Ver-
wendungsgruppe:

ry

il

,I

it

il

a
b
c
d
e
f
o

,.r.9)

s 1200,-
s 1100,-
s 1000,-
s 900,-
s 800,-
s 700,-
s 600,-

a
b
c
d
e
f
d

V s 750,-
s 700,-
s 650,-
s 600,-
s 550,-
s 500,-
s 450,-

VI a
b
c
d
e

f
o

s 650,-
s 600,-
s 550,-
s 500,-
s 450,-
s 400,-
s 350,-

VII s 450,-
s 425,-
s 400,-
s 375,-
s 350,-
s 325,-
s 300,-

a
b
c
d
e
f
d

VIII

A
B
C
D

a
b
c
d
e
t
6b

S 300,-
s 275,-
s 250,-
s 225,-
s 200,-
s 175,-
s 1ä0,-

Niedrigste
Dienstklasse:

Höchste
Dienstklasse:

VI
VII
VIII
VIII

I
III
V
VII
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§6

Zeitvorrückung
(1) Innerhalb der einzelnen Besoldungsstufen fallen für jeden An-

gestellten nadr Ablauf von 2 Jahren automatisctr Biennien zu je
5 Prozent des für die Besoldungsstufe festgesetzten Moqatsgehaltes
an, wobei in jeder Besoldungsstufe hödrstens I Biennien erreictrt
werden können. Eine weitere Vorrüchung kann nur durctr Ein-
reihung in eine höhere Besoldungsstufe über Antrag des Präsidiums
der betreffenden Kammer auf Grund eines Besctrlusses des Bundes-
personalaussdrusses erfolgen.

(2) Über Antrag des Präsidiums der betreffenden Kammer kann
der Bundespersonalausschuß audr vor Ablauf der für die Zeit-
vorrüd<ung festgesetzten Zelt eine Beförderung in eine höhere Be-
soldungsstufe oder Dienstklasse ausspredren.

§7

FälIlgkeit der Bezüge
(1) Die tsezüge der Angestellten werden am Ersten jeden Monats,

oder, wenn der Monatserste auf einen Sonn- oder gesetzlichen Feier-
tag fäI1t, am vorhergehenden Werktag im vorhinein bezahlt.

(2) FälIt der Antritt des alljährlidren Urlaubes eines Angestellten
in die zweite Hälfte eines Monats, so können unter der Voraus-
setzung, daß sidr der Urlaub in den nädrsten Monat erstrecJ«t, die
am Monatsersten fälligen Bezüge am Vortag des Urlaubsantrittes
ausbezahlt werden.

(3) Bei der Zeitvorrückung hat die Auszahlung des Bienniums mit
dem ersten Tag des Monats zu beginnen, der auf die Vollendung
der zweijährigen Frist folgt.

§8

Sonderzahlungen
(1) Außer den Monatsbezügen gebührt dem Angestellten für jedes

Kalendervierteljahr eine Sonderzahlung in der Höhe von 50 Prozent
des Monatsbezuges, der ihm für den Monat der Auszahlung zusteht.
Die für das erste Kalendervierteljahr gebührende Sonderzahlung ist
am 1.. März, die für das zweite Kalendervierteljahr gebührende
Sonderzahlung am 1. Juni, die für das dritte Kalendervierteljahr
gebührende Sonderzahlung am 1. September und die für das vierte
Kalendervierteljahr gebührende Sonderzahlung am 1' Dezember
auszuzahlen. Sind diese Tage keine Werktage, so ist die Sonder-
zahlung am vorhergehenden Werktag auszuzahlen.
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(2) Der während des Jahres eingetretene oder ausscheidende Ange-
stellte erhält den aliquoten Teil der vierteljährigen Sonderzahlung.

§e
Gehaltsbezug im Krankheitsf a1le

(1) Die pragmatischen Angestellten verbleiben im Krankheitsfalle
im vollen Genuß ihrer systemisierten Bezüge. Dauert die Krankheit
über ein Jahr, so können sie in den zeitlichen Ruhestand versetzt
werden.

(2) Nicht pragmatisdre Angestellte haben im Falle der Erkrankung
Anspructr auf Fortbezug des Entgeltes naclr den Bestimmungen des
Angestelltengesetzes. Für die Dauer eines halben Jahres ab Dienst-
unfähigkeit infolge der Erkrankung, Iängstens aber für die Dauer
des Dienstverhältnisses, gebührt ihnen ein Zusctruß zum Kranken-
geld im Ausmaß des Untersctriedsbetrages zwischen den Barbezügen
aus der Sozialversidrerung und ihren Nettodienstbezügen, höchstens
jedoctr bis zu 49,9 Prozent ihrer vollen GeId- und Sadrbezüge vor
dem Eintritt der Arbeitsunfähigkeit.

§10
Gehaltsvorschuß

(1) Den Angestellten können unverzinslidre Gehaltsvorsdrüsse,
wenn die Notwendigkeit einer augenblicklichen Hilfe festgestellt ist,
über sctrriftliches, begründetes Ansuctren durdr das zuständige Kam-
merpräsidium bewilligt werden.

(2) Gehaltsvorsdrüsse sind in keinem höheren Betrag als in einem
Viertel der systemisierten Jahresbezüge zu erteilen. fn dieses Viertel
der Jahresbezüge sind jedoch auch die bereits vorgemerkten Ver-
botsraten infolge freiwilliger Gehaltsabtretungen oder infolge ge-
ridrtlicher Zahlungsverbote einzurectrnen.

(3) Die Rüdrzahlung der Vorsdrüsse hat durctr Abzüge von den
Monatsbezügen in gleidren Raten Iängstens innerhalb 24 Monaten
vom Tage der Vorschußgewährung an zt erfolgen.

(a) Die Vorschüsse sind aus allen Bezügen der Angestellten oder
aus deren Vermögen, bei TodesfäIlen aber niemals aus den Pensionen
und sonstigen Genüssen ihrer Witwen oder'Waisen hereinzubringen.
Im Falle der Kündigung sind die Vorschüsse innerhalb der Kün-
digungsfrist zurückzuzahlen.

. §11
Kürzung der Bezüge

bei vorläuf iger Enthebung vom Dienst
Ein vorläufig vom Dienst enthobener Angestellter erhält während

der ZeLt der Dienstenthebung die Hälfte seiner Besoldung (§ 47

Dienstordnung).
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§12
Endigung der Bezüge

Die einem Angestellten zukommenden Bezüge werden eingestelit
und seine sonstigen Rectrte erlösctren, sobald sein Dienstverhältnis
gelöst ist. Für den Fall der Versetzung in den Ruhestand verbleibt
ihm der Titel neben seinem Ruhegenuß.

§13
Sterbequartal

Wenn ein pragmatischer Angestellter oder ein Vertragsangestellter
stirbt, so wird den gesetzlichen Erben, zu deren Erhaltung der Erb-
Iasser gesetzlich verpflichtet war, ein Beitrag zur Bestreitung der
Krankheits- und Bestattungskosten (Sterbequartal) im Betrag des
dreifachen zuletzt genossenen systemisierten Monatsbezuges ge-
währt. Gebührt eine Abfertigung gemäß § 54 der Dienstordnung in
Verbindung mit den Vorschriften des Angestelltengesetzes, so ist
diese Abfertigung auf das Sterbequartal anzurectrnen. Sind gesetz-
liche Erben, zu deren Erhaltung der Erblasser gesetzlich ver.pflichtet
war, nicJ:rt vorhanden, so ist das Sterbequartal bis zur Höhe der
belegt nachzuweisenden Bestattungskosten, abzüglidr etwaiger Lei-
stungen aus dem Versicherungsfall des Todes nadr den Bestimmun-
gen der gesetzlichen Sozialversicherung, begrenzt jedoc)e bis zum
Betrag des dreifachen zuletzt genossenen systemisierten Monats-
bezuges an denjenigen auszuzahlen, welcher die Bestattungskosten
beglichen hat.

b) Nieht systemisierte Zuwendungen

§14
Üb erstundenentlohnung, Zeitausgleich

(1) Wenn die im § 18 Abs. 4, dritter Absatz, der Dienstordnung
angeführten Angestellten durch ihren unmittelbaren Vorgesetzten
zur Dienstleistung außerhalb der normalen Amtsstunden an einzel-
nen Tagen verhalten werden, so wird die über die Normalarbeitszeit
hinausgehende Arbeitszeit (Überstunden) mit dem Stundensatz und
einem Zuschlag zum Stundensatz entlohnt.

(2) Der Zusdrlag beträgt 50 Prozent des Stundensatzes, an Sonn-
tagen sowie für Überstunden in der Nacht (das ist die Zeit von
22 bis 6 Uhr) 100 Prozent des Stundensatzes. Der Stundensatz be-
trägt ein Einhundertsiebzigstel des Monatsgehaltes (Bruttomonats-
bezuges).

(3) Für die Arbeit an einem gesetzlictren Feiertag gebührt neben
dem ungekürzten Monatsentgelt für jede geleistete Arbeitsstunde
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ejn Einhundertsiebzigstel des Monatsgehaltes. Übersteigt die an
einem gesetzlichen Feiertag geleistete Arbeit die für den betreffen-
den Woctrentag festgesetzte Normalarbeitszeit, so gebührt für diese
Überstunde ein Zuschlag von 100 Prozent.

(4) Soweit es die Betriebsverhältnisse zulassen, kann auf Ver-
langen des Angestellten statt einer Überstundenentlohnung eine der
Dauer der Überstundenarbeit entsprectrende Freizeit (Zeitausgleich)
gewährt werden.

(5) Die geleisteten Überstunden sind monatlidr abzurechnen und
zu vergüten, soweit sie nidrt durdr Freizeit abgegolten werden kön-
nen. Der Anspruclr auf Vergütung der jeweils in einem Monat ge-
leisteten Überstunden erliscJet, wenn er nidrt spätestens bis zum
Letzten des darauffolgenden Monats beim Leiter der Personal-
abteilung geltend gemadrt wird.

(6) An Stelle einer Vergütung einzelner Überstunden kann ein
Überstundenpausdrale bis zu 30 Prozent des Monatsgehaltes verein-
bart werden

§15

Sondervergütung und Maschinenzulage

(i) Für größere, in sidr abgesdrlossene Arbeiten, welche von An-
gestellten außerhalb der normalen Amtsstunden ausgeführt werden,
denen gemäß § 14 Besoldungsordnung kein Anspruch auf Über-
stundenvergütung zusteht, oder welche nach der Art der Tätigkeit
die Erfassung in Überstunden nicht zulassen, können im Rahmen
der im Voranschlag hiefür vorgesehenen Mittei Sondervergütungen
bewilligt werden, deren Höhe jeweils vom Präsidium der Kammer
unter Berücksidrtigung des Ausmaßes und der Dauer der Arbeiten
bestimmt wird. Sondervergütungen sollen in der Regel einen
Monatsbezug nicht übersteigen.

(2) Auf die Dauer der ausschließlictren oder d.octr überwiegenden
Dienstverwendung an Datenverarbeitungsanlagen kann Angestell-
ten vom Präsidium der'Kammer eine zweckgebundene Maschinen-
zulage gewährt werden. Es finden weder die Bestimmungen des § 8
über die Sonderzahlungen Anwendung noch ist die Maschinenzulage
für die Ruhegenußbemessungsgrundlage anrechenbar. Das llöchst-
ausmaß der für die einzelnen Verwendungen in Betradrt kommenden
Maschinenzulage wird vom Bundespersonalausschuß bestimmt.
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(3) Die Präsidien der Kammern sind ermächtigt, an Angestellte
anläßlidr ihres 25jährigen bzw. 35jährigen Dienstjubiläums Ehren-
gaben zu gewähren. Diese Ehrengaben können bei einer 25jährigen
100 Prozent und bei einer 35jährigen ununterbrochenen Kammer-
dienstzeit 200 Prozent des Bruttomonatsbezuges betragen.

§16

Aushilfen
In Krankheits- und Unglüd<sfällen, aus denen Angestellten un-

vorhergesehene, nicht von Versicherungsträgern zu ersetzende Aus-
gaben erwachsen, welche im Verhältnis zu ihrem Einkommen eine
besondere Belastung darstellen, können nach Maßgabe der im Vor-
anschlag für diesen Zweck vorgesehenen Mittel Aushilfen gewährt
werden, deren Ausmaß entsprectrend der Berücksidrtigungswürdig-
keit des einzelnen Falles vom Kammerpräsidium festgesetzt werden
kann und in der Regel einen Monatsbezug nidrt übersteigen soll.
Das in besonderen Ausnahmefällen zulässige Hödrstmaß beträgt
zwei Monatsbezüge.

§1?

Mitteilung
der nicht systemisierten Zuwendungen

Die Kammerpräsidien haben vierteljährlich die von ihnen bewil-
ligten, nicht systemisierten Zuwendungen dem Bundespersonal-
aussdruß mitzuteilen.

c) Systemisierte Naturalbezüge

§18

Dienstkleidung
Die Amtsgehilfen erhalten in den vom Bundespersonalausschuß zu

bestimmenden Zeitabsctrnitten Dienstkleider und ein am 1. Jänner
eines jeden Jahres im vorhinein fälliges Hut- und Stiefelpauschale.

§1e

Für Dienstwohnungen und sonstige Sachbezüge sind Pauschal-
beträge in ortsüblidrer Höhe vom Gehalt in Abzug zu bringen.
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d) Bezüge bei Auslandsverwendung

§20

Bei Versetzung in das Ausland ruhen die systemisierten Bezüge
für die Zeit der Auslandsverwendung, wobei die Zeitvorrückung
gemäß § 6 nicht gehemmt wird. Die Bezüge bei Auslandsverwendung
werden vom Präsidium der Bundeskammer unter Bedachtnahme
auf die Auslandsbezüge für die im Ausland besdräftigten Bundes-
beamten festgelegt. Sie gebühren nur zwölfmal jährlich.

e) Soziale Zuwendungen

§21

Der Bundespersonalaussctruß kann die Präsidien der Kammern
zur Gewährung von freiwilligen sozialen Zuwendungen (wie Zusatz-
krankenversidrerung, Werksküche und dergleidnen) im Rahmen der
im Voranschlag hiefür vorgesehenen Mittel ermädrtigen.

C. Diätenordnung

§1

Anspruch,
Pauschalierung der Aufwandsentschädigung

(1) Atlen Angestellten steht grundsätzlich der Ansprudr auf Ver-
gütung des Aufwandes zu, der ihnen durch die dienstliche Ver-
wendung außerhalb ihres ständigen Dienstortes erwächst.

(2) Neben den Fahrtauslagen werden audr die Mehrauslagen für
auswärtige Verpflegung und Unterkunft, bei dienstlidrer Verwen-
dung innerhalb der Gemeinde des Dienstortes (Kommission) in der
Regel nur die Fahrtauslagen vergütet.

(3) Angestellten des Konzeptsdienstes können zur Vergütung des
bei dienstlidrer Verwendung innerhalb der Gemeinde des Dienst-
ortes entstehenden Kostenaufwandes (Fahrtspesen und sonstige bei
Erledigung des dienstlichen Auftrages erwachsende Auslagen) Pau-
sdralbeträge (Dienstarlslagenpauschale) vom Präsidium der betref-
fenden Kammer bis zu einem monatlichen Höchstbetrag zuerkannt
werden, dessen Festsetzung dem Bundespersonalaussdruß obliegt.

(4) Der Bundespersonalaussdruß kann in besonderen Ausnahme-
fäIlen Angestellten, die nicht in Verwendungsgruppe A eingereiht
sind, ein Dienstauslagenpauschale bewilligen.
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§2

Auftragserteilung
(1) Wenn ein Angestellter nicht schon durch seine Dienstzuweisung

zu dienstlichen Verwendungen außerhalb seines ständigen Dienst-
ortes berufen ist, so ist die Ausführung einer Dienstreise an den
schriftlichen Auftrag des Kammeramtsdirektors (Generalsekretärs)
gebunden"

(2) Auslandsreisen bedürfen in jedem Falle überdies der Genehmi-
gung des Präsidenten der betreffenden Kammer.

§3

Tages- und Nächtigungsgebtihren
(1) Bei dienstlichen Verwendungen im In1and außerhalb der Ge-

meinde des Dienstortes (Dienstreisen) werden als Ersatz der Mehr-
auslagen Tages- und Nädrtigungsgebühren gewährt. Der Bundes-
personalaussdruß legt diese Gebühren unter Bedadrtnahme auf die
Kosten einer angemessenen Unterkunft und Verpflegung fest.

(2) Für Dienstreisen über ein Bundesland hinaus erhöhen sich die
Tagesgebühren um je S 10,-.

(3) Für Dienstreisen bis zur vollendeten 5. Stunde wird keine
Tagesgebühr gewährt. Für Dienstreisen ab Beginn der 6. Stunde bis
zur vollendeten 8. Stunde wird ein Drittel der Tagesgebühr, für
Dienstreisen ab Beginn der 9. Stunde bis zur vollendeten 12. Stunde
zwei Drittel der Tagesgebühr gewährt, ab Beginn der 13. Stunde
steht die volle Tagesgebühr zu. Diese Regelung gilt auch für Rest-
zeiten bei Dienstreisen, welctre über 24 Stunden oder ein Vielfaches
von 24 Stunden hinausgehen. Die sidr aus der Drittelung ergebenden
Gebührensätze sind auf volle Schillingbeträge abzurunden, soweit
sie 50 Grosdren nidrt erreichen, sonst aber aufzurunden.

(a) Bei Auslandsdienstreisen erfolgt die Eestsetzung der Tages-
und Nächtigungsgebühren von FaI1 zu FalI unter Bedachtnahme auf
den Reisezweck, die Lebenskosten und die Kursverhältnisse.

§4

Nebenauslagen
Neben den Tages- und Nächtigungsgebühren dürfen keine weite-

ren Kosten für Wohnung, Bedienung oder Verpflegung aufgeredrnet
werden.
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§5

Eisenbahn-, Autobus- und Schiffskosten
(1) Bei Dienstreisen mit der Eisenbahn gebührt den Angestellten

der Dienstklassen I bis III bei Reisen außerhalb des Bundeslandes
die Vergütung der Fahrt in der ersten Klasse, bei Reisen innerhalb
des Bundeslandes die Vergütung der Fahrt in der zweiten Klasse,
a1len übrigen Angestellten stets die Vergütung der Fahrt in der
zweiten Klasse. Wird bei Dienstreisen aus Gründen der Zr,,v,eck-
mäßigkeit ein Autobus benützt, gebührt den Angestellten der Ersatz
der hiedurdr aufgelaufenen Auslagen. Bei Schiffahrten gebührt den
Angestellten der Verwendungsgruppen A und B die Vergütung in
der ersten, den Angestellten der Verwendungsgruppen C und D die
Vergütung in der zweiten Klasse.

(2) Bei Dienstreisen mit der Eisenbahn, die mit über 6 Stunden
in die Nachtzeit (18 bis 6 Uhr) fallen, können die Angestellten der
I. bis III. Dienstklasse ohne besondere Genehmigung den Schlaf-
wagen (Abteil z,a 2 Plätzen) benützen. Sie sind jedoctr verpflichtet,
den Nachweis für die Benützung des Schlafwagens zu erbringen.

(3) Auslagen für das Reisegepäck sind im unumgänglidr notwen-
digen Ausmaß zu vergüten.

( ) Die Präsidenten der Kammern sind berechtigt, in begründeten
Einzelfällen auch solchen Angestellten die Benützung der ersten
Wagenklasse sowie die Sctrlafwagenbenützung zu gestatten, die nictrt
den Dienstklassen I bis III angehören. Der Nachweis für die Be-
nützung dieser Wagenklasse bzw. des Schlafwagens ist zu erbringen.

§6
Fahrzeugbenützung

(1) Die Vergütung für die Benützung von sonstigen Beförderungs-
mitteln (Auto, Wagen und dergleidren) kann im Bedarfsfalle durch
den Präsidenten der Kammer bzw. über dessen Ermädrtigung durch
den Kammeramtsdirektor (Generalsekretär) zugebiliigt werden.

(2) Das Präsidium der Kammer kann Bezirksstellensekretären an
Stelle der Einzelvergütung für Fahrtspesen ein Kraftfahrzeug-
pauschale (Autopauschale) bis zu einem monatlictren Höchstbetrag
gewähren, dessen Festsgtzung dem Bundespersonalausschuß obliegt.

§7
V e rg ü tun g s el b stg ew ä hl t e r B ef ö r d e rung s mi t t e I

tr'alls ein Angestellter andere Beförderungsarten als die oben be-
zerchneten wählt, oder, soweit dies ohne zu großen Zeitverlust oder
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sonstigen Nadrteil des Dienstes geschehen kann, Wege zu Fuß zu-
rüddegt, so gebührt ihm dennoctr die nadr den vorliegenden Vor-
schriften berechnete Vergütung.

§B

Flüssigmachung der Entschädigung
{l) Zur Berichtigung der Tages- und Nädrtigungsgebühren und der

Fahrtauslagen sind von den Bezugsberechtigten Dienstreiserechnun-
gen zu legen, die von der Buchhaltung geprüft und vom Auftrag-
geber bestätigt werden müssen. Aus der Dienstreiseredrnung müs-
sen Anlaß, Ziel und Dauer der Dienstreise sowie die einzelnen ver-
rechneten Auslagen und Gebühren genau ersidrtlich sein.

(2) Die Dienstreiseredrnungen sind Iängstens binnen vier Wochen
nach beendigter Dienstreise bei sonstigem Verlust des Ansprudres auf
eine Vergütung vorzulegen.

(3) Den Angestellten können auf Tages- und Nädrtigungsgebühren
sowie Fahrtauslagen angemessene Vorsctrüsse erteilt werden.

§e

T r en nu n g s en ts e h ä di gun g,
Übersiedlungskosten

(f) Wird ein verheirateter Angestellter oder ein Angestellter, der
einen eigenen Haushalt führt, in den Bereich einer anderen Kammer
versetzt und besteht keine Möglichkeit, im neuen Dienstort eine ge-
eignete Wohnung zu erlangen, so ist ihm eine Trennungsentscträdi-
gung zu gewähren. Diese beträgt für die ersten 6 Woctren der Ver-
setzung 100 Prozent der nach § 3 Abs. 1 zustehenden Tagesgebühren,
nach Ablauf von 6 Wodren bis längstens auf die Dauer eines Jahres
50 Prozent der Tagesgebühren.

(2) Die gleiche Regelung gilt, wenn ein verheirateter Angestellter
oder ein Angestellter mit eigenem Haushalt für eine bestimmte Zeit
zur Dienstleistung in einen anderen Kammerbereidr abgeordnet
wird.

(3) Die Trennungsentschädigung steht nur zu, wenn der An-
gestellte eine Bestätigung der Gemeinde des neuen Dienstortes dar-
über beibringt, daß er für die Zuweisung einer Wohnung vorgemerkt
ist, infolge des Wohnungsmangels aber eine Wohnungszuweisung an
ihn noch nidrt möglidr ist.
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(4) Die Trennungsentsdrädigung ist monatlich im nadrhinein zu
zahlen. Sie ist durdr das Kammerpräsidium jener Kammer an-
zuweisen, in deren Bereidr der Angestellte versetzt oder abgeordnet
wurde. Über die Dauer eines Jahres hinaus ist die Bewilligung der
Trennungsentsdrädigung dem Bundespersonalausschuß vorbehalten.

(5) Außer der Trennungsentsdrädigung haben die Angestellten
Anspruch auf Übersiedlungskosten für den Fall ihrer aus dienst-
lidren Gründen angeordneten Versetzung. Die Anweisung erfolgt
durch das Präsidium jener Kammer, in deren Bereich der An-
gestellte versetzt wurde.

§10

Trennungsentschädigung und Übersiedlungs-
kosten bei Versetztng aus dienstlichen Gründen

innerhalb des Kammerbereiches
Bei Versetzung oder Abordnung zur Dienstleistung innerhalb des

Kammerbereiches sind verheirateten Angestellten oder Angestellten
mit eigenem Haushalt die tatsäctrlidr erwadrsenen Mehrauslagen für
Wohnung, Verköstigung und wödrentlidr einmaligen Familien-
besuctr, begrenzt bis zum Betrag der in § 9 Abs. 1 festgelegten
Trennungsentsdrädigung, unverheirateten Angestellten begrenzt bis
zur HäIfte dieses Betrages, zu ersetzen. Versetzten Angestellten steht
dieser Ansprudr nur zu, wenn sie die in § 9 Abs. 3 vorgesehene
Bestätigung beibringen. Hinsidrtlidr des Ersatzes von Übersiedlungs-
kosten gitt § 9 Abs. 5 sinngemäß.

§11

Fahrtkosten entsch ädi gung en
f ür Fahrten vom'Wohnort zum Dienstort

Jenen Angestellten, deren nädrstgelegener Wohnort außerhalb des
Gemeindegebietes der Dienststelle liegt, kann auf Antrag gegen ent-
spredrenden Nadrweis eine Fahrtkostenvergütung in Höhe der not-
wendigen monatlichen Fahrtkosten für ein Massenverkehrsmittel
grundsätzlich zum billigsten Tarif gegeben werden, wenn diese Weg-
strecl<e an den Arbeitstagen regelmäßig zurüdrgelegt wird. Die
Kosten der Benützung städtischer Verkehrsmittel (Straßenbahn,
Autobus, Obus) werden nidrt vergütet.
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D. Pensionsordnung

§1
(1) Jeder pragmatische Angestellte sowie die Witwe und die Waisen

nach einem solctren haben Anspruch auf Ruhegenuß bzw. Ver-
sorgungsgenüsse (Witwenpension bzw. Erziehungsbeiträge) nactr
Maßgabe der Bestimmungen dieser Pensionsordnung.

(2) AIte Pensionsleistungen aus einer gesetzlichen pensionsver-
sicherung des Kammerangestellten sind auf die nach diesen Bestim-
mungen zustehenden Leistungen anzurechnen. Dies hat bei den nactr
dem 31. Dezember 19?3 Pragmatisierten auch insoweit zu erfolgen,
ais die Leistung aus der gesetzlichen pensionsversicherung wegen
Aufnahme oder Fortsetzung einer pflichtversicherten Erwerbstätig-
keit nicht anfällt, wegfäIlt, ganz oder teilweise ruht.

(3) Die nach den Bestimmungen dieser pensionsordnung Bezugs-
berechtigten sind verpflichtet, den Leistungsanspruch aus der gesetz-
lidren Pensionsversicherung unverzüglich geltend zu machen und
alle Vorsctrriften zu erfüllen, um in den Genuß der gesetzlichen
Pension zu gelangen und in ihrem Genuß zu verbleiben. Die Ver-
letzung der auf Grund dieser Bestimmung den Bezugsberechtigten
obiiegenden Verpflichtungen hat die Minderung der Ruhe- und Ver-
sorgungsgenüsse der BezugsberecJrtigten in einem Ausmaß zur Folge,
das gleich ist den Leistungen aus der gesetzlichen pensionsversictre-
rung, die den Bezugsberechtigten ohne Verletzung der Verpflichtung
zugeflossen wäre.

(4) Auf die vor dem 27. Aprii 1g4b pragmatisierten Angestellten
flnden die Bestimmungen des Absatzes 2 keine Anwendung. Auf die
diesen Angestellten bzw. ihren Witwen und Waisen zustehenden
Ruhegenüsse und Versorgungsgenüsse sind daher allfällige Leistun-
gen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung der Angestellten nicht
anzurechnen.

a) Ruhegenuß der pragmatischen Angestellten

§2
(1) Ein Anspruch auf Ruhegenuß kommt einem Angestellten nicht

7-ü'.

a) wenn er freiwillig aus dem Dienst der Kammern tritt;
b) wenn er durch ein strafgerichtliches Urteil wegen eines Ver-

brechens schuldig erkannt wird. Beflndet sich der Angestellte
zur Zett der Verurteilung bereits im Ruhestand, so wird er
seines Ruhegenusses verlustig;

c) im Falle der Dienstentlassung.
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(2) Eine Verminderung des Ruhegenusses kann auf Grund eines
Disziplinarerkenntnisses (§ 35 Dienstordnung) eintreten.

§3

(1) Die Dienstzeit eines zu pensionierenden Angestellten wird vom
Tag seines Dienstantrittes bei einer Organisation der gewerblichen
Wirtschaft berechnet, wobei auch die Zeit der Anstellung als Ver-
tragsangestellter, diese aber erst von der Vollendung des 18. Lebens-
jahres angefangen, eingerechnet wird. Nach erreichter Pensionsfähig-
keit rvird ein begonnenes Dienstjahr als ein volles gezählt. Diese
Erleichterung hat aber auf die zur Erreichung der Pensionsfähigkeit
erforderlichen 10 Dienstjahre keine Anwendung zu finden. aus-
genommen den FaIl des § 11.

(2) Die bei einem Pflichtverband gewerblicher Unternehmer zu-
rückgelegte Dienstzeit wird in die für den Pensionsanspruch und
die Pensionsbemessung anrechenbare Dienstzeit eingerechnet. Der
Bundespersonalausschuß kann auch die Einrechnung einer im öffent-
lichen Dienst oder in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis zu-
rückgelegten Dienstzeit oder eines Teiles derselben bewilligen. Hie-
bei sollen insbesondere solche Vordienstzeiten in Anrechnung ge-
bracht werden, die den Angestellten in die Lage versetzt haben,
sich Kenntnisse und Fähigkeiten anzueignen, die der Ausübung sei-
nes Dienstes bei den Kammern zugute kommen. Unter den gleichen
Voraussetzungen kann der Bundespersonalausschuß auch die An-
rechnung von Zeiträumen, die in selbständiger Tätigkeit zugebracht
wurden, beschließen. Hinsichtlich der Anrechenbarkeit von Kriegs-
und Militärdienstleistungen finden die für öffentliche Angestellte
in den jeweils bestehenden Gesetzen enthaltenen Bestimmungen sinn-
gemäß Anwendung.

(3) Bei einer ausnahmsweisen Anrechnung einer Vordienstzeit
haben die Kammerpräsidien vor Stellung ihres Antrages an den
Bundespersonalausschuß die Personalvertretung zu hören.

§4

(1) Die Versetzung Lines Angestellten in den Ruhestand kann
jederzeit, jedoch tunlichst unter Einhaltung einer Anzeigefrist von
einem N{onat erfolgen:

a) aul sein eigenes Ansuchen unter den im folgenden Paragraphen
angeführten Voraussetzungen durch Verfügung des Bundes-
personalausschusses;
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b) gegen seinen Willen durdr Besdrluß des Bundespersonalaus-
schusses im Einvernehmen mit dem präsidium der Landes-
kammern bzw. der Leitung der Unterorganisationen:

aa) wenn er nach vollendeter zehnjähriger Dienstzeit das
60. Lebensjahr (bei Frauen das bb. Lebensjahr) zurück-
gelegt oder die für den Anfall des vollen Ruhegehaltes
vorgesclrriebene Dienstzeit vollendet hat;

bb) wenn er infolge Krankheit oder aus anderer Ursactre durch
länger als ein Jahr an der Ausübung seines Dienstes ge-
hindert war, wobei jedodr zeitweilige Wiederaufnahmen
des Dienstes von kürzerer Dauer nidrt als Unterbrectrung
der Frist zu betractrten sind, soferne es sictr um dieselbe
Krankheit oder ihre Folgeersctreinungen handelt ;

cc) wenn er durdr geistige oder körperlidre Gebrechen an der
Ausübung des Dienstes dauernd gehindert wird;

dd) wenn sictr bei einem weiblidren Angestellten aus der Tat-
sactre des ehelidren Standes erheblidre Sdrwierigkeiten für
den Dienstbetrieb ergeben; vor Antragstellung ist hierüber
die Personalvertretung anzuhören.

c) durch Disziplinarerkenntnis.

(2) Läßt sich die Ursache der Versetzung in den Ruhestand voraus-
siütlich nicht mehr beheben, so wird der Angestellte in den bleiben-
den, im entgegengesetzten Falle in den zeitlidren Ruhestand ver-
setzt.

§5

Wenn ein pragmatisdrer Angestellter der Verwendungsgruppe
,A'30, der Verwendungsgruppe B321lz, der Verwendungsgruppe C
und D 35 nach § 3 anrechenbare Dienstjahre und - soferne er nactr
dem 1. Jänner 1968 pragmatisiert wurde - das 60. Lebensjahr (bei
Frauen das 55. Lebensjahr) vollendet hat oder wenn ein pragma-
tisdr.er Angestellter mit mindestens zehnjähriger Dienstzeit das
60. Lebensjahr (bei Frauen das 55. Lebensjahr) zurüd<gelegt hat,
ist ihm über sein Ansuchen die Versetzung in den Ruhestand zu
bewilligen, ohne daß es einer besonderen Begründung bedarf. über
Ansuchen eines Angestellten ist ihm die Versetzung in den Ruhe-
stand auch dann zu bewilligen, wenn er dienstuntauglich geworden
ist.
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§6
(1) Im Falle des Ansuchens um Versetzung in den Ruhestand sind

die hiefür und für die Höhe des beansprudrten Ruhegenusses geltend
gemachten Gründe im Gesudr anzuführen.

(2) Wenn die Versetzung in den Ruhestand wider Willen des An-
gestellten gesdrieht, so sind die in Ansehung seines Anspruches auf
einen Ruhegenuß und dessen Betrag entsdreidenden Bedingungen
durdr das Generalsekretariat der Bundeskammer zu erheben.

§7
(1) Den in den bleibenden Ruhestand versetzten Angestellten

kommt der Ruhegenuß auf Lebensdauer zu. Im Falle der Versetzung
in den zeitlichen Ruhestand hört der Bezug des Ruhegenusses mit
dem Wiedereintritt in den Kammerdienst auf.

(2) Jeder im zeitlictren Ruhestand befindliche Angestellte ist aber,
wenn seine Wiederanstellung verfügt wird, verpflidrtet, sofort an
der ihm zugewiesenen Stelle in den Kammerdienst wieder einzutre-
ten. Dabei hat er mindestens dieselben Bezüge wie zur Zeit der
Versetzung in den zeitlidren Ruhestand zu erhalten. Wird der in
den zeitlidren Ruhestand Versetzte nictrt binnen 3 Jahren wieder an-
gestellt, so ist er in den dauernden Ruhestand zu versetzen. Fallen
die Gründe, die zur Versetzung in den zeitlichen Ruhestand führten,
erst nach der dreijährigen Frist weg, so kann audr nactr dieser Zeit
die Wiederanstellung verfügt werden.

§B
(1) Die Ruhegenußbemessungsgrundlage beträgt 80 Prozent der

systemisierten Bezüge. Ihrer Beredrnung ist der zuletzt bezogene
Monatsgehalt einschließlidr allfälliger nach § 4 Besoldungsordnung
anredrenbarer Funktionszulagen zugrunde zu legen. Andere Zuwen-
dungen werden nur dann bei der Beredrnung der Ruhegenuß-
bemessungsgrundlage eingerechnet, wenn dies der Bundespersonal-
ausschuß über Antrag ausdrüd<lidt beschließt. Vor Stellung eines
soldren Antrages ist die Zentralpersonalvertretung zu hören.

(2) Das Ausmaß des Ruhegenusses beträgt nactr Ablauf des zehnten
Dienstjahres 50 Prozept der Ruhegenußbemessungsgrundlage und
erhöht sich jährlictr

a) bei den Angestellten der Verwendungsgruppe A um 2,50/o;

b) bei den Angestellten der Verwendungsgruppe B um 2,25010;

c) bei den Angestellten der Verwendungsgruppen C und D um 2010.

(3) In allen Fällen tritt jedodr die jährliüe Erhöhung nur so lange
ein, bis die volle Ruhegenußbemessungsgrundlage erreictrt wird.
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Jedes begonnene Dienstjahr wird als voll berechnet (§ B Abs. 1
Pensionsordnung).

(1) Gebührt bei Auflösung des Dienstverhältnisses auf Grund ge_
setzlicher oder vertraglicher Bestimmung eine Abfertigung, so ruhen
die Pensionsbezüge des pragmatischen Angestellten für jenen Zeit-
raum, der für die Errechnung des Abfertigungsbetrages zugrunde
gelegt wurde.

(5) Der Ruhegenuß wird am Ersten jeden Monats, oder, wenn der
Monatserste auf einen Sonn- oder gesetzlictren Feiertag fällt, am
vorhergehenden Werktag im vorhinein bezahlt. Außer den monat_
lichen Ruhegenüssen gebührt dem Ruhegenußempfänger für jedes
Kalendervierteljahr eine sonderzahlung in der Höhe von 50 prozent
des Ruhegenusses, der ihm für den Monat der Auszahlung zusteht.
Im übrigen ist § B der Besoldungsordnung sinngemäß anzuwenden.

§e
Die nach dem vorhergehenden paragraphen in Ansehung

Ruhegenusses bestimmende Eigenschaft eines Angestellten wird
der Verwendungsgruppe beurteilt, welcher er zur Zeit seiner
setzung in den Ruhestand angehört.

§10

Im FaIl ein Angestellter in den E,uhestand versetzt und späterhin
wieder zur Dienstleistung berr.rfen worden ist, werclen die Zeiträume
der früher und später der Kammer geleisteten Dienste zusammen-
gerechnet und danach der Ruhegenuß bemessen.

§ il
(1) Wenn ein Angestellter infolge Krankheit oder eines nicht von

ihm selbst absichtlich herbeigeführten unfalles dienstunfähig wurde,
entfällt das für die Pensionsfähigkeit festgesetzte Erfordernis der
zehnjährigen Dienstzeit und ist der nach s B für das Ausmaß des
Ruhegehaltes zu bestimmende Zeitraum von mindestens 10 Jahren
als vollendet anzurechnen. stirbt der Angestellte infolge Krankheit
oder eines nicht von ihm selbst absichtlich herbeigeführten unfalles,
so ist hinsictrtlich der Berechnung der Witwenpension und der
Erziehungsbeiträge für Waisen sinngemäß vorzugehen.

(2) trvenn ein Angestellter ohne sein vorsätzliches verschulden in-
folge Erblindung oder Geistesstörung oder infolge eines in Ausübung
seines Dienstes erlittenen unfalles dauernd dienst- und erwerbs-
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des
nach
Ver-

unfähig wird, so werden ihm für die Bemessung des Ruhegenusses
sowohl hinsichtlidr der durdr bloßen Zeitablauf erreichbaren Bezüge
als audl hinsichtlich der Prozentermittlung, wenn er aber bloß
dauernd dienstunfähig wird, lediglidr hinsictrtlich der Prozentermitt-
lurrg zur anrechenbaren Dienstzeit 10 Jahre zugerechnet.

§12
(1) Ein pragmatischer Angestellter, welcher eine anrechenbare

Dienstzeit von 10 Jahren noch nicht zurückgelegt hat, erhäIt, sofern
er aus dem Kammerdienst nidrt infolge Dienstentsagung oder
Dienstentlassung scheidet, eine einmalige Abfertigung, welche für
eine Dienstzeit bis zu fünf Jahren mit dem zwölffadren Betrag des
anrechenbaren Monatsbezuges (§ B) zu bemessen ist. Bei einer Dienst-
zeit von mehr als 5 Jahren erhöht sidr die Abfertigung für jedes
Jahr um ein weiteres Fünftel.

(2) Wird ein solcher Angestellter wieder in den Kammerdienst auf-
genommen, so hat er jenen TeiI der Abfertigung zurüdrzuerstatten,
welcher mehr beträgt, als wenn er bis zum Wiederantritt im Gehalts-
bezug gestanden wäre.

b) Witwenpension

§13
(1) Die Witwe eines pragmatischen Angestellten hat Anspruch auf

eine Pension, wenn der Angestellte zur Zeit seines Todes den An-
spruch auf einen Ruhegenuß hatte (§§ 1, 10 und 11) oder einen
Ruhegenuß bezog. Falls er zur Zeit der Eheschließung das 60. Lebens-
jahr bereits übersdrritten hatte oder bereits im Ruhestand war, muß
die Ehe durch 5 Jahre gedauert haben. Stirbt der Angestellte, bevor
seine Ehefrau das 35. Lebensjahr vollendet hat, so hat die Witwe
ng1 dann Ansprudr auf die fortlaufende Pension, wenn entweder
die Ehe mindestens 10 Jahre gedauert hat oder nach dem Verstorbe-
nsn wenigstens ein eheliches, in der Betreuung der Witwe stehendes
Kind im Alter unter 14 Jahren hinterblieben ist oder wenn die
Witwe aus gesundheitlichen Gründen in ihrer Erwerbsfähigkeit um
mehr als 70 Prozent eingescJ:ränkt ist (amtsärztlictres Zeugnis).
Andernfalls erhält die {itwe die normalmäßige Witwenpension nur
für die Dauer eines Jahres nach Eintritt des Versorgungsfalles.

(2) Wenn die Witwe eines Angestellten auf Grund ihrer eigenen
Dienstleistung in der Kammerorganisation Ansprudr auf Pension
hat, so steht ihr nach dem Tode ihres Mannes nur eine, und zwar
die höhere Pension zu.
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§14

(1) Auf eine Pension hat eine Witwe k e i n e n Anspruch:

a) wenn sie den Gatten ohne begründete Ursactre aus eigenem
Willen verlassen und bis zur Zeit seines Todes sich nicttt wieder
mit ihm vereinigt hatte;

b) wenn sie wegen eines Verbredrens strafgerictrtlidr verurteilt
wird. Beflndet sidr die Witwe ztl: Zeit der Verurteilung bereits
im Pensionsstand, so wird sie ihrer Pension verlustig.

(2) Einer Witwe kann der Pensionsgenuß durch Besdrluß des
Bundespersonalaussctrusses audr entzogen werden, wenn sie einen
notorisch unsittlichen Lebenswandel führt.

(3) Die Pension einer Witwe ruht insolange, als die Witwe im
aktiven Kammerdienst steht.

§15

(1) Die Witwe hat um die ihr gebührende Pension bei dem Bundes-
personalausschuß, welchem die Anweisung derselben zusteht, ein-
zuschreiten und in dem Gesuch die Erfüllung der Bedingungen nach-
zuweisen, von denen ihr Pensionsansprudr abhängt.

(2) Dem Pensionsgesudr der Witwe ist deren Tauf- oder Geburts-
urkunde, die Heiratsurkunde, die Sterbeurkunde ihres Gatten und
ein beglaubigtes Zeugnis über das Zusammenleben (Ehegemein-
schaftszeugnis) beizusdrließen. Wurde ein gesonderter Wohnort ge-
richtlidr bewilligt, ist der Nachweis hierüber zu erbringen.

(3) Eine Witwe, die - aus welchem Grunde immer - verspätet
um ihre Pension einsdrreitet, verliert ihren Anspruch auf die bis
dorthin fälligen Pensionsbezüge, doch kann der Bundespersonal-
ausschuß die Nachzahlung verfügen.

§16

(1) Die Witwenpension beträgt ab 1. Jänner 1972 60 Prozent des
Ruhegenusses, der dem verstorbenen Gatten im Zeitpunkt seines
Ablebens gebührt hat oder gebührt hätte. § I Abs. 5 flndet ent-
sprechend Anwendung. Der Anspruch auf Witwenpension ruht in-
soweit, als der Witwe ein Abfertigungsbetrag im Sinne des An-
gestelltengesetzes nadn Abredrnung des Sterbequartals gebührt.
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(2) Ob der Witwe eines Angestellten ausnahmsweise eine über den
ihr zustehenden Ansprudr hinausgehende Pension und welche zu
gewähren sei, entscheidet der Bundespersonalausschuß von Fall zu
Fall über Antrag.

(3) Durch Beschluß des Bundespersonalausschusses kann aus-
nahmsweise der Witwe eines Angestellten, welcher nach § 13 kein
Pensionsanspruch zusteht und welche von einem solchen nicht nacLr

§ 14 ausgeschlossen erscheint, eine Witwenpension nach den für
andere Witwen geltenden Bestimmungen oder unter gewissen Be-
schränkungen gewährt werden.

§17

(1) Der Pensionsbezug der Witwe dauert bis zu ihrem Lebensende.
Wenn sie sich wieder verehelicht, so erlischt der Bezug ihrer Pension
von dem Zeitpunkt ihrer 'Wiederverehelictrung an; der Pensions-
bezug bleibt ihr jedoch für den FaIl ihres abermaligen Witwen-
standes vorbehalten. Gebührt der Witwe, falls sie neuerlich mit
einem Kammerangestellten eine Ehe einging, infolge ihrer späteren
Witwenschaft wieder eine Pension aus dem Pensionsfonds der Bun-
deskammer, so hat sie nur eine, und zwar die höhere Pension zu
beziehen.

(2) Eine Witwenpension im Sinne des § 13 Abs. 2 kann jedoch
im Falle der Wiederverehelichung der Witwe nur auf jenen Teil ver-
kürzt werden, auf den sie auf Grund ihrer eigenen Dienstleistung
Anspruch hat. Für den FaII ihres abermaligen Witwenstandes bleibt
auch ihr der eventuell höhere Bezug vorbehalten.

§18

(1) Bleibt die Witwe eines Kammerangestellten, die sictr wieder
verehelictrt, nadr einem pensionsfähigen Angestellten des Staates,
eines Landes, einer Gemeinde usw. Witwe, so kann sie einen An-
spruch an den Pensionsfonds der Bundeskammer nur in dem Fall
und insoweit erheben, als die ihr nach dem letztverstorbenen Gatten
zufallende Pension im Betrage hinter der früher von der Kammer
bezogenen zurückbleibt.

(2) Die Bestimmung des § 17 Abs. 2 flndet audr in diesem Falle
sinngemäß Anwendung.
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§1e
Die Witwe eines Angestellten, welche mangels der im § 18 fest-

gesetzten Bedingungen keinen pensionsanspruch hat, kann, sofern
ihr nidrt gemäß § 16 eine Pension bewilligt wurde, statt der pension
eine einmalige Abfertigung bis zur Höhe eines Betrages erhalten,
der dem Zwölffadren des von ihrem Gatten zulelzt genossenen, für
den Ruhegenuß anrechenbaren Monatsbezuges (§ g) entsprictrt. sind
aus dieser Ehe Kinder entsprossen, erhäIt sie ohne Rücksicht auf
deren Anzahl außerdem noch 2b prozent dieses Betrages als Ab-
fertigung.

§20
(I) Der Gattin eines pensionsberechtigten oder bereits pensionier-

ten Angestellten, welcher versctrollen ist, kann auch vor der gerictrt-
lichen Todeserklärung durch Besctrluß des Bundespersonalausschus-
ses über Antrag des Präsidiums die witwenpension angewiesen wer-
den, wenn die Umstände in begründeter Weise dafür sprechen, daß
der Gatte ums Leben gekommen ist.

(2) Wird der Vermißte nactrträglidr doch aufgefunden oder kom-
men umstände hervor, welche die Annahme seines Todes nicht be-
gründet erscheinen lassen, so wird die Auszahlung d.er Witwen-
pension wieder eingestellt.

(3) Der Gattin eines Pensionisten, welcher wegen eines Ver-
brechens verurteilt und deshalb seines Ruhegehaltes verlustig wurde,
kann in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen auf Antrag des
betreffenden Kammerpräsidiums durch Besdrluß des Bundesperso-
nalausschusses ausnahmsweise ein jederzeit widerruflicher unter-
haltsbeitrag in Höhe der witwenpension oder eines Teiles hievon
gewährt werden.

c) Versorgungsbezug der früheren Ehefrau

§21

(1) Die Bestimmungen über den Anspruch auf Witwenpension und
über das Ausmaß gelten sinngemäß auch für die frühere Ehefrau
des Angestellten, wenn dieser zur Zeit seines Todes auf Grund eines
gerichtlichen urteiles, eines gerichtlichen vergleiches oder einer vor
der Auflösung oder Nidrtigerklärung der Ehe sdrriftlich eingegan-
genen Verpflichtung, für den Lebensunterhalt seiner früheren Ehe-
frau aufzukommen oder dazu beizutragen hatte, soweit im folgenden
nichts anderes bestimmt ist.
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(2) Außer den in § 14 Abs. 1 lit. b und § 14 Abs. 2 genannten
Fäilen geht die frühere Ehefrau im Falle ihrer Wiederverehelichung
oder im Falle des Verlustes der österreictrisdren Staatsbürgerschaft
des Anspruches auf immer verlustig.

(3) Die frühere Ehefrau hat die zum Nachweis ihrer Anspruchs-
beredrtigung erforderlichen Dokumente und Unterlagen ihrem Ge-
such beizuschließen.

(4) Hat die frühere Ehefrau gegen den verstorbenen Kammer-
angestellten nur einen befristeten Anspruch auf Unterhaltsleistungen
gehabt, so besteht der Versorgungsanspruch längstens bis zum Ab-
lauf dieser Frist.

(5) Der Versorgungsbezug darf die Unterhaltsleistung nicht über-
steigen, auf die die frühere Ehefrau gegen den Verstorbenen an
dessen Sterbetag Anspruch gehabt hat.

(6) Eine Erhöhung der Unterhaltsleistungen durdr geridrtlichen
Vergleich oder durch schriftlichen Vertrag ist nicht zu berücksich-
tigen, wenn zwischen dem Absdrluß des Vergleiches oder des Ver-
trages und dem Sterbetag des Angestellten nieht mindestens ein Jahr
vergangen ist.

(?) Erlischt der Anspruch der Witwe oder einer früheren Ehefrau
auf Versorgungsbezug, so ändert sich dadurch der Versorgungsbezug
einer allenfalls noeh verbleibenden früheren Ehefrau nidrt.

(B) Die frühere Ehefrau kann ihren Ansprudr aber nur dann gel-
tend machen, wenn der si.ch aus der Anwendung des § 1 Abs. 2 der
Pensionsordnung ergebende Differenzbetrag zwischen dem nach die-
sen Bestimmungen zustehenden Versorgungsbezug und der gesetz-
lidren Witwenpension zum Sterbetag des Verstorbenen S 100,-
übersteigt.

d) Erziehungsbeiträge für die Waisen

§22

(1) Jedem unversorgten ehelichen Kind, das ein während seiner
Dienstleistung oder im Ruhestand verstorbener männlicher An-
gestellter hinterläßt, ggbührt ein Erziehungsbeitrag, wenn der Vater
zur Zeit seines Todes den Ansprudr auf einen Ruhegehalt hatte
(§§ 1, 10 und 11).

(2) Uneheliche Kinder, die nadr dem Gesetz in der Versorgung
des Verstorbenen standen, sind den ehelichen gleichzuhalten; ebenso
die unversorgten legitimierten Kinder und die unversorgten Wahl-
kinder.
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(3) Den leiblichen Kindern weiblicher Angestellter kann in berück-
sichtigungswürdigen Fällen ein Erziehungsbeitrag über Antrag des
Präsidiums, das hierüber die Personalvertretung anzuhören hat,
durch Beschluß des Bundespersonalausschusses zugebilligt werden;
dodr können Kinder aus Ehen zwisdren einem pensionsfähigen
männlichen Angestellten und einer pensionsfähigen weiblichen An-
gestellten der Kammern nur einen Erziehungsbeitrag bekommen.

(4) Der Erziehungsbeitrag ruht insolange, als der überlebende
Elternteil im aktiven Kammerdienst steht.

§23
(1) Im Fall strafgerichtlictrer Verurteilung der Waise eines pen-

sionsfähigen Angestellten gilt bezüglidr des Erziehungsbeitrages das-
selbe, was im § 2 Abs. 1 lit. b) für den gleichen FalI bezüglich des
Ruhegenusses bestimmt wurde.

(2) In den Fällen des § 20 flnden dessen Bestimmungen auf die
Kinder des betreffenden Angestellten sinngemäß Anwendung.

§24

(1) Der Erziehungsbeitrag gebührt einem Kinde bis zur Vollendung
des 25. Lebensjahres, hört jedoch auch früher mit dem Eintritt einer
anderweitigen Versorgung, als weLche namentlich bei einer Tochter
die Verehelichung anzusehen ist, auf. Erfolgt diese vor dem erreich-
ten 25. Lebensjahre, so hat die Tochter eine Abfertigung mit dem
Zweifachen ihres jährlichen Erziehungsbeitrages zu erhalten.

(2) Die Frage, ob ein Kind als anderweitig versorgt anzusehen ist,
hat der Bundespersonalausschuß nach Anhörung der Zentralperso-
nalvertretung zu entscheiden.

§25

(1) Der Erziehungsbeitrag eines Kindes beträgt ab 1. Jänner 1972
12 Prozent des Ruhegenusses, der dem verstorbenen Vater im Zeit-
punkt seines Ablebens gebührt hat oder gebührt hätte.

(2) Elternlose Waisen haben, insofern sie unversorgt sind und das
25. Lebensjahr nicht vollendet haben, Anspructr auf den doppeiten
Erziehungsbeitrag.

(3) Den elternlosen Waisen sind jene Kinder gleidtzustellen, deren
Mutter aus einem der im § 14 angeführten Gründe einen Anspruch
auf eine Witwenpension nicht besitzt.

(4) Hinterläßt ein Angestellter, weldrer nach § 12 nur einen An-
spruch auf eine Abfertigung hatte, keine Witwe, wohl aber eheliche
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oder diesen nach den Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes gleich-
gestellte, minderjährige, unversorgte und nicht zum Bezug eines
Erziehungsbeitrages berectrtigte Kinder, so erhalten diese zu glei-
dren Teilen eine einmalige Abfertigung im Betrage des von ihrem
Vater zuletzt genossenen, für den Ruhegenuß anrechenbaren Jahres-
bezuges.

(5) § 8 Abs. 5 findet entsprectrend Anwendung. Der Anspruch auf
Erziehungsbeitrag ruht insoweit, als dem Kind ein Abfertigungs-
betrag im Sinne des Angestelltengesetzes nach Abrechnung des
Sterbequartals gebührt.

e) Gemeinsame Bestimmungen zu §§ 13 bis 25

§26
Zusammentref f en m ehrerer Versorgungsgenüsse
(W i t w e n p e n s i o n, V e r s o r g u ng s b ezlug de r f r ü h e r e n

Ehef rau bzw. Ehef rauen, Erziehungsbeiträge)
Bei Zusammentreffen mehrerer Versorgungsgenüsse (Witwen-

pension, Versorgungsbezug der früheren Ehefrau bzw. Ehefrauen,
Erziehungsbeiträge) darf die Summe 80 Prozent der für den Ruhe-
genuß anredrenbaren Bezüge des Angestellten bzw., soferne eine
Eheschließung erst während des Ruhestandes des Angestellten er-
folgte, 80 Prozent des Ruhegenusses des Angestellten nicht über-
steigen. Erforderlichenfalls sind die Bezüge im gleicJren Verhältnis
zu kürzen. Ist keine anspruchsberechtigte Witwe vorhanden, dann
ist bei der Bemessung des Versorgungsbezuges der früheren Ehefrau
(Ehefrauen) so vorzugehen, als ob auch eine ansprudrsberechtigte
Witwe vorhanden wäre.

f) Abfertigung der weiblidren Angestellten

§27
Pragmatische weibliche Angestellte, welche sich verehelichen und

aus dem Dienste der Kammer sdleiden, erhalten eine einmalige
Abfertigung. Diese beträgt für jedes vollendete Dienstjahr 6 Fünftel
des letzten systemisierten Monatsbezuges, mindestens aber 6 und
höchstens 24 Monatsbezüge.

g) Das Sterbequa.rtal und andere Unterstützungsbeiträge

§28
Wenn ein Ruhegenußempfänger stirbt, findet hinsidrtlich der Ge-

währung des Sterbequartals § 13 der Besoldungsordnung sinngemäß
Anwendung. Berechnungsgrundlage ist der zuletzt bezogene Ruhe-
genuß.
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§2e

In besonders rücksichtswürdigen Fällen können ausnahms-
u,eise iederzeit widerrufliche Unterstützungsbeiträge den dienst-
unfähig gewordenen, nicht pensionsfähigen Angestellten, deren Wit-
wen oder Waisen, eventuell auch den Eltern oder erwerbsunfähigen
Geschwistern eines unverheiratet verstorbenen Angestellten, falls
derselbe bei Lebzeiten nachweisbar die Hauptstütze dieser personen
war, vom Bundespersonalausschuß bewilligt werden, wenn hiefür
ein Antrag eines Kammerpräsidiums vorliegt.

h) Fortdauer der Witwen- und Waisenansprüche bei Selbstmord

§30

Die auf dieser Pensionsordnung beruhenden Versorgungsansprü-
che der Witwen und Waisen eines pragmatischen Angestellten r,ver-
den dadurch, daß der Angestellte durch Selbstmord geendet hat.
nicht berührt, sofern er das 10. Dienstjahr bereits vollendet hat.

Artikel II
(1) Diese Volschriften treten mit 1. Jänner 1g4B in Wirksarokeit.

Die Bundeskammer kann jederzeit Abänderungen der vorliegenden
Vorschriften beschließen, sofern hiedurch nicht erworbene Rechte
der Angestellten beeinträchtigt werden.

(2) Die einheitliche Erhöhung oder Ermäßigung der Gehaltssätze
des Besoldungsschemas für die aktiven Angestellten bewirkt gleich-
zeitig eine analoge Erhöhung oder Ermäßigung der Ruhegenüsse und
Versorgungsbezüge.

(3) Zur Anpassung der Bezüge (Gehait, Ruhe- oder Versorgungs-
genuß) an geänderte Verhältnisse vom Bundespersonalausschuß be-
sctrlossene Zuschläge gebühren nicht, wenn der Bezugsberechtigte
seinen Wohnsitz in das Ausland verlegt. Der Anspruch auf Teue-
rungszulagen geht bis zu dem der Rückkehr des Bezugsberechtigten
in das Inland folgenden Monatsersten verloren. Der Bundespersonal-
ausschuß kann Ausnahmen beschließen.

(4) Von sämtlichen Pensionsempfängern ist eine schriftliche Er-
klärung abzuverlangen, daß sie sich der durch diese Pensionsordnung
getroffenen Regelung unterwerfen.

Eigentümer', Herausgeber und
schaft, Wien f, Stubenring 12.
berger, Wien I, Stubenring 12.
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